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Gemeinsam mit dem wirtschafts-
politischen Sprecher der CDU Landtags-
fraktion Claus Paal und der Landtags-
abgeordneten Friedlinde Gurr-Hirsch 
besuchten die Christdemokraten die 
Unternehmen CNC Stanz- und Laser-
technik und ATM in Ilsfeld. Die CDU Ver-
treter zeigten sich beeindruckt von der 

Innovationskraft beider Unternehmen, 
die neben dem Prototypenbau auch 
Serienteile an die Luft- und Raumfahrt-
industrie, den Automobilbau und andere 
Branchen liefern.
Von Unternehmer Bernd Ehmann und ATM 
Geschäftsführer Tobias Scheffel erfuhren 
die CDU Politiker aus erster Hand wo im 
Alltag der Schuh drückt wie z.B. bei der 
Innovationsfinanzierung. „Neue Techno-
logien wie 3-D-Laserdrucker sind kapital-
intensiv aber noch lange nicht am Ende 
ihrer Entwicklung“. Was heute modern ist, 
kann in 3 Jahren schon veraltet sein. Da 
die Banken kein Risiko eingehen möchten, 
ist es für unabhängige Gründer nur sehr 
schwer möglich in solche Technologien zu 
investieren. „Hier hat die Landesregierung 
bereits ein Förderprogramm mit 50 Millio-
nen Euro aufgesetzt, hier dürfen wir nicht 
nachlassen“, betonte Claus Paal MdL.

Auch der Fachkräftemangel ist für die 
Unternehmen in der Metallbearbeitung 
eine echte Herausforderung. Als Aus-
bildungsbetrieb kümmert sich CNC 
Stanz- und Lasertechnik selbst um Nach-
wuchs. In enger Partnerschaft mit der 
Realschule in Ilsfeld konnten in den ver-
gangenen Jahren immer wieder junge 
Talente eingestellt und ausgebildet 
werden. Generell läuft die Zusammen-
arbeit vor Ort reibungslos. Im Rahmen 
der notwendigen Erweiterung half die 
Gemeindeverwaltung schnell und un-
bürokratisch bei der Suche nach Flächen 
und der Baugenehmigung,  erzählte Ge-
schäftsführer Andreas Benz. 

Thomas Schiroky,   

Vorsitzende CDU Ortsverband Ilsfeld

thomas@schiroky.de

www.cdu-ilsfeld.de  

Friedlinde Gurr-Hirsch MdL und Thomas Schiroky 
betrachten einen Prototypen aus dem 3-D-Laser-
drucker präsentiert von ATM Geschäftsführer 
Tobias Scheffel

Aus den Kreisen & Bezirken

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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Liebe Mittelständlerinnen, 
liebe Mittelständler,  
liebe Leserinnen und liebe Leser, 

diese Landtagswahl war ein Schlag ins 
Wasser, Susanne Eisenmann hat dies so-
fort eingestanden, sprach von einer Ka-
tastrophe und übernahm persönlich die 
Verantwortung. Es war allerdings eine 
Katastrophe mit Ansage, so wie 2011 
nach Fukushima und 2016 im Gefolge 
der Flüchtlingskrise, fand diese Land-
tagswahl eben im Schatten von Corona-
Überdruss statt, mit nicht eingehaltenen 
Impfversprechungen und Organisations-
chaos, Maskenwirrwarr und wider-
sprüchlicher Lockdown-Politik. Der Um-
stand, dass beim letzten Punkt auch die 
Landespolitik verantwortlich war und ge-
rade grüne Minister wie Manfred Lucha 
völlig versagt haben, prallte vom grünen 
Teflon-Ministerpräsident ab, wozu die 
schon traditionell grünen-freundliche 
Berichterstattung vieler Medien beitrug. 
Und dann kamen in der Endphase noch 
Vorwürfe gegen einzelne Bundespolitiker 
dazu. Dies hat uns den Rest geben.

Aber natürlich erfordert die dritte 
Niederlage in Folge auch eine kritische 
Selbstreflexion. Muss die CDU jetzt ganz 
bewusst in die Opposition, um sich neu 
aufzustellen und zu regenerieren, per-
sonell wie inhaltlich? Oder gehen wir 
(fast) jede Koalition ein, um Schlimme-
res für unser Land zu verhindern? Diese 
Frage stellt sich möglicherweise auch im 
Herbst in Berlin. 

Was bleibt zu tun? Wir müssen endlich 
wieder Position beziehen und z. B. mit 

pragmatischen Lösungsvorschlägen und 
Technologieoffenheit bei Fragen von 
Mobilität und Energiegewinnung Lösun-
gen für Klima und Wirtschaft anbieten. 
Statt auf Beschränkungen und Verbote 
setzen wir auf Leistung und Wettbewerb. 
Unsere Politik ist der gesunde Menschen-
verstand, der sich gegen Ideologie im 
Alltag richtet, sei es bei Speise-, Sprach- 
oder Wohngeboten. Nur muss man das 
dann deutlich sagen und nicht jeden 
Genderunsinn unkommentiert lassen 
oder gar verschämt mitmachen. Die An-
liegen der “normalen” Menschen und Fa-
milien (!) müssen bei CDU wie MIT immer 
ihre entschiedenen Verfechter haben!

Und dann ist da die Frage der Wirt-
schaftskompetenz, wo wir (noch) vorne 
liegen. Hier droht eine Insolvenzwelle 
gerade die kleinen und mittelständischen 
Betriebe zu treffen, die Arbeitslosigkeit 
ist bereits spürbar angestiegen. Gerade 
mit Blick auf die davonstürmenden ost-
asiatischen Volkswirtschaften kann es 
mit der sozialdemokratisierenden Markt-
wirtschaft nicht weitergehen, es braucht 
einen Richtungswechsel. Über Digitali-
sierung und KI darf nicht mehr nur ge-
redet werden, beides muss umgesetzt 
und nicht durch “Einzelfallgerechtig-
keit” oder “maximalen Datenschutz” 
verhindert werden. Und selbstverständ-
lich geht das alles nur, wenn die Unter-
nehmen entlastet werden. Also heißt es: 
Unternehmenssteuerreform mit einem 
Steuersatz von 25 % und die Gleich-

stellung von Personen- und Kapital-
gesellschaften. Keine weiteren Steuern, 
da im internationalen Wettbewerb das 
Hochsteuerland Deutschland sonst ver-
liert. Am Ende gilt: Sozial ist, was Arbeit 
schafft! 

Außerdem müssen wir dafür kämpfen, 
dass auch weiter Unternehmer und 
Selbstständige Mandate übernehmen 
können. Nur so bleibt wirtschaftliches 
Denken in den Parlamenten, denn Hal-
tung ersetzt weder Wissen noch Können 
noch Erfahrung. 
Spätestens nach dem Wahlabend in 
Stuttgart und Mainz sollte es jedem klar 
sein, dass die FDP ampelt, Hauptsache 
es gibt Ämter. Nicht nur im Kampf um 
bürgerliche Stimmem mit einer solchen 
FDP haben wir als Union aber noch ein 
Ass im Ärmel: Friedrich Merz. Jetzt muss 
es sogar im Konrad-Adenauer-Haus klar 
sein, dass er für Wirtschaft und Finan-
zen ins Kompetenzteam des Kanzler-
kandidaten gesetzt ist. Gleiches muss für 
einen Carsten Linnemann gelten. Denn 
es ist bei Wahlen wie im richtigen Leben: 
Das bessere und überzeugendere Pro-
dukt gewinnt! 

Mit freundlichen Grüßen

Ihre Inka Sarnow
Stellvertretende Landesvorsitzende

Inka Sarnow

Vorwort
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Stimmen zur Landtagswahl

Sehr geehrte Mitglieder der  
MIT Baden-Württemberg,

galten die 27 % bei der letzten Land-
tagswahl bereits als historisches Tief, 
so mussten wir jetzt bei der Landtags-
wahl erfahren, dass es noch schlech-
ter geht. Auch wenn das Corona- 
Management und die Schlagzeilen um 
Nebeneinkünfte von Abgeordneten aus 
Berlin sicherlich zu diesem Ergebnis bei-
getragen haben, bin ich der Meinung: Mit 
nur 24 % kann und darf die CDU Baden-
Württemberg nicht zufrieden sein. 

Bei genauer Analyse der Wähler fällt auf, 
dass die CDU viel Ansehen in den letz-
ten Jahren verloren hat. Das Problem der 
CDU aktuell ist nicht nur, dass sie die jün-
gere Generation nicht erreicht und gegen 
die vermeintlich modernen Grünen das 
Nachsehen hat, sondern sie verliert auch 
immer mehr in der Mitte der Gesellschaft. 
Dies bestätigen Schätzungen von Infratest 
dimap. Demnach hat die CDU vor allem 
Stimmen an die Gruppe der Nichtwähler 
verloren. Das zeigt, dass Unzufriedenheit 
nicht direkt zu einem Wechsel der Partei 
führt, sondern zu Nichtwahl. Das sollte der 
CDU eine Lehre sein! 

Diese Entwicklung verdeutlicht, dass 
die CDU seine Stammwähler bei dem 
Versuch, mit „Grün“ mitzuhalten, ver-
nachlässigt hat. Klassische Themen, bei-
spielsweise die Wirtschaftskompetenz, 
die den Markenkern der CDU ausmachen, 

sind im Wahlkampf zu kurz gekommen. 

Zu diesen Problemen kommt hinzu, dass 
die CDU im Gegensatz zu den Grünen aktu-
ell nicht mehr alle Gesellschaftsschichten 
abdeckt. Hier haben wir Nachholbedarf! 
Das schlechte Wahlergebnis zeigt auch, 
ein „Weiter so“ darf es nicht geben. Daher 
wünsche ich mir auch neue Köpfe an der 
Parteispitze mit kreativen Ideen und mo-
dernen Konzepten, die zum einen die 
Lebenswirklichkeit der Menschen besser 
verkörpern und die zum anderen selbst-
bewusst in die Zukunft blicken. 

Die CDU hat jetzt die Chance, sofern die 
Koalitionsverhandlungen erfolgreich sind, 
sich in der Regierung zu erneuern, anstatt 
machtlos in der Opposition zuzuschauen. 
Wir müssen endlich wieder allen, die sich 
der bürgerlichen Mitte zugehörig fühlen, 
ein politisches Angebot machen. 

Daher ist es umso wichtiger, dass die 
CDU-Themen wie die Soziale Marktwirt-
schaft mit dem Prinzip „Fördern und For-
dern“ – auch bei möglichen Koalitionsver-
handlungen – wieder in den Mittelpunkt 
rückt. Ein Beispiel hierfür ist die Locke-
rung des Arbeitszeitgesetzes. Statt star-
rer, täglicher Arbeitszeitgrenzen schlägt 
die MIT eine flexiblere Wochenarbeits-
zeit vor, um den Unternehmen mehr Frei-
raum zu geben.

Bei diesem Thema und bei vielen weite-
ren sind wir als MIT Baden-Württemberg 
gefragt, denn als MIT repräsentieren wir 
den Mittelstand und verschaffen der 
bürgerlichen Mitte Gehör. Lassen Sie uns 
diese Chance gemeinsam nutzen und pa-
cken wir es an! 

Die MIT wird weiter ihre Stimme erheben 
und sich auch aktiv in die möglichen 
Koalitionsverhandlungen einbringen. Da-
rauf können Sie sich verlassen!

Ihr 
Oliver Zander

Landesvorsitzender MIT Baden-Württemberg

Oliver Zander, stv. Bundesvorsitzender sowie  
Landesvorsitzender MIT Baden-Württemberg
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Mit dem Schlachtruf „die Partei muss laufen lernen“ eroberte 
sie den Parteivorsitz. Jetzt muss die Partei nicht nur laufen, son-
dern rennen und zwar in die richtige Richtung. 
Die Fortsetzung der „Nibelungentreue“ zum Kanzleramt bis zur 
Bundestagswahl führt nicht ans Ziel. 
Fehler sind zu korrigieren. 

Dazu gehört der kapitale Fehler des Finanzministers, die Coro-
na-Hilfen an die von der Vollbremsung gebeutelten Betroffenen 
nicht über die Finanzämter auszubezahlen. 
Dazu gehört eine Abwendung vom Angstprinzip hin zum Prinzip 
der sicheren Öffnung über Tests und Impfung. Damit wird die 
Verbannung der Bürger in die infektionsintensive Privatsphäre 
aufhören und in kontrollierbare Bereiche überführt. 
Dazu gehört, den vorhandenen Impfstoff unter Relativierung 
der bisherigen Priorisierung vorrangig über die Hausärzte zu 
verimpfen. Das stärkt die Impfbereitschaft in der Bevölkerung. 
Dazu gehört, dass jeder Geimpfte, jeder Genesene und jeder 
mit Antikörpern Anspruch auf Lockerung hat. Das ist kein Privi-
leg, sondern Normalität. 

Herr Brinkhaus fordert die „Revolution“. Sagen Sie dem Bürger 
unverzüglich, wie diese konkret aussieht, Herr Brinkhaus? 
Die Fraktion muss den Weg weisen, wo die Reise hingehen soll. 
Das Problem der CDU besteht nicht darin, dass der eine oder 
andere gewählte Volksvertreter die Pandemie auf moralisch 
verwerfliche Art zum persönlichen monetären Vorteil nutzte. 
Dies regelt in der Demokratie der Wähler im Wahlkreis. 

Damit der Wähler der CDU das Kanzleramt erneut zutraut, muss 
er u. a. wissen, 
•	 dass der Geldwert stabil und die Schuldenbremse erhalten bleibt, 
•	 dass der Offshore-Strom von der Nordsee in die Steckdose 

nach Baden-Württemberg und Bayern gelangt und wie der 
wachsende Strombedarf des Industriestandortes Deutsch-
land kreativ und konkurrenzfähig gedeckt wird, 

•	 dass eine europäische Schuldenvergemeinschaftung ver-
hindert wird, 

•	 dass Wohneigentum auch als Eigenheim gewollt und möglich bleibt, 

•	 wie sich die individuelle Mobilität, die sich in der Pandemie 
als Infektionsschutz erwies, mit welcher Antriebsart auch 
immer dem technischen Fortschritt anpassen soll, 

•	 wie die Herausforderung Klimaschutz statt durch Verbote 
technologisch clever gelöst wird, 

•	 wie durch Bildung Spitzenleistungen hervorgerufen werden 
können, 

•	 wie eine Bürokratiebremse effektiv verwirklicht wird. 

Der Wohlstand der fleißigen Bürger und der risikobereiten 
Unternehmer steht auf dem Spiel. Der Parteivorsitz kann nur 
dann ins Kanzleramt führen, wenn der Vorsitzende ungeachtet 
von Momentaufnahmen in Form von Umfrageergebnissen 
mutig und überzeugend das Steuer in die Hand nimmt. Herr La-
schet, Sie sind dran!

Das Präsidium der MIT Baden-Württemberg

Stimmen zur Landtagswahl

Aufwachen!  Aufwachen!  
Die Ära Merkel ist vorbei!Die Ära Merkel ist vorbei!  

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG
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Stimmen zur Landtagswahl

Stimmen zur Landtagswahl
MIT WüHo: CDU-Wahldebakel schonungslos 
aufarbeiten
Bastian Atzger
vorhanden

MIT Württemberg-Hohenzollern

CDU-Wahldebakel schonungslos aufarbeiten

Das Abschneiden der CDU in Baden-Württemberg bei der 
Landtagswahl 2021 war zu erwarten. Umso erstaunter waren 
wir über die betroffenen Reaktionen der CDU-Landesspitze. 
Handelte es sich dabei um Kalkül, oder hatte man bis dato 
zu wenige Kontakte zu Wählern und der Parteibasis, um den 
Wahlausgang realistisch einschätzen zu können? 

Bereits im November 2020 verfassten die vier MIT-Bezirks-
vorsitzenden in Baden-Württemberg einen offenen Brief an 
die Bundes-CDU mit dringenden Appellen zur Verbesserung 
der Lage in der CDU (s. Veröffentlichung vom 11.11.2020). 
Der Adressat, Paul Ziemiak, schien diesen Handlungsauf-
ruf jedoch nicht als wichtig wahrgenommen zu haben. Ein 
vermeidbarer Fehler. Stattdessen schob er in einer Presse-
erklärung vom Wahlsonntag die Hauptschuld des Wahl-
debakels auf die Maskenaffäre und die Corona-Pandemie. 
Diesen Standpunkt teilen wir ausdrücklich nicht.

Für eine tiefgründige Wahlanalyse ist es gegenwärtig noch 
zu früh. Dennoch impliziert der Wahlausgang: Die CDU er-
reicht weder inhaltlich noch personell die Bedürfnisse ihrer 
Wählerschaft.

Thomas Strobl kündigte nach der Landtagswahl 2016 an, 
von Berlin nach Stuttgart zu kommen, um die Strategie des 
Landesverbands zur Chefsache zu machen. Fünf Jahre später 
war es der CDU nicht gelungen, relevante Themen zu setzen, 
geeignete Köpfe zu benennen, eine Wechselstimmung zu er-
zeugen und einen mitreißenden Wahlkampf zu organisieren. 

Dem Resultat dieser Strategie muss sich die Parteispitze 
nun offen und ehrlich stellen und darf sich nicht vor unan-
genehmen Konsequenzen drücken.

Inhaltlich bleiben die Fragen: Wie lautet der Markenkern der 
CDU? Für welche konkreten Werte, Kompetenzen und Inhal-
te steht die CDU heute noch? Der Mittelstand übergab im 
Sommer 2020 einen Katalog mit relevanten Themen an Frau 
Dr. Eisenmann – wo wurden diese aufgenommen? 

Die CDU läuft den Grünen beim Thema Klima hinterher, be-
teiligt sich an deren Verbots- und Verteuerungspolitik und 
fördert damit nur die Bedeutung grüner Werbebotschaften, 
anstatt eigene Themen wie Wirtschaft, Bildung oder Mobili-
tät zu betonen. Im Bund liegen die Grünen bei ca. 20 % – 
also vier von fünf Wählern wollen ihre Themen nicht. Auch 
in Baden-Württemberg nannten laut einer Infratest-Dimap-
Umfrage die Mehrheit der Wähler das Thema Wirtschaft als 
ihren wichtigsten Entscheidungsgrund. Nicht einmal bei 
diesem Thema scheint die CDU zu punkten. Ein Grund mehr 
für die CDU, zukünftig verstärkt auf die Stimmen aus dem 
Mittelstand zu hören.

Die CDU muss dringend einen Erneuerungsprozess ein-
leiten und eine Strategie erarbeiten, wie sie inhaltlich und 
personell wieder Zugang zur Realität der Bürger und Unter-
nehmen erhält. Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
Württemberg-Hohenzollern wird diesen Prozess weiterhin 
einfordern und aktiv, aber auch kritisch begleiten.

Als Resonanz zu dieser Forderung veröffentlichte der SWR 
folgendes Interview: https://t1p.de/SWR4-Atzger. 

Bastian Atzger,

bastian.atzger@mit-wueho.de,

www.mit-wueho.de
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Wahlniederlage durch Überheblichkeit  
und Unfähigkeit

Ein Appell an die Politik

Momentan bin ich in Vorbereitung der Preisverhandlungen mit 
meinem größten Kunden. Im Vorfeld, im Telefonat mit dem Ein-
käufer, wurde mir gleich der Wind aus den Segeln genommen, 
dass Lohnerhöhungen nicht durchsetzbar sind, da soll ich mich 
an die Gewerkschaften halten. Ach so? Lohnerhöhungen zahle 
ich jetzt aus meinem Gewinn, und wenn keiner mehr da ist, 
dann nehme ich eben einen Kredit auf. Hauptsache, meinen Mit-
arbeitern geht es gut. Seit Tagen bin ich dabei, die Verhandlung 
vorzubereiten, um ein gutes und tragfähiges Ergebnis für das 
Unternehmen und die Mitarbeiter zu erzielen.
 
Materialkostenerhöhungen von über 35 % sind aktuell keine 
Seltenheit. Ich bestelle Ware bei meinen Lieferanten ohne Preis-
zusage und ohne Lieferzusage. Woher das kommt, wissen wir 
auch. China. 
Vor einigen Jahren konnte alles nicht billig genug sein, man hat 
den chinesischen Mist gekauft und teilweise weggeschmissen. 
Immer mit Vorkasse natürlich. Man hat nicht bemerkt, dass die 
Chinesen, wenn sie etwas zum tausendsten Mal produzieren, 
immer besser werden und es auch können. Wer ein Apple-Han-
dy herstellt, bekommt irgendwann Kenntnis darüber, was die 
kleinen bunten Bauteile darin machen – und siehe da, Huawei 
ist da. Dass die meisten Container auf diesem Planeten nun zwi-
schen Afrika und China pendeln, dürfte bekannt sein.
Dass Afrika der neue Niedriglohnlieferant von China ist und dort 
investiert ohne Ende, geht bei uns wohl vorbei. Das ist der wahre 
Grund, warum Lohnerhöhungen nicht mehr durchsetzbar sind.
 
Während China expandiert, schaufeln wir immer mehr Bürokratis-
mus. Im Sommer 2019 habe ich einen Firmenanbau von 150 qm als 
Lager geplant. Architekt war hier, die Nachbarn und die Stadt. Alle 
geben grünes Licht. Dann sage ich zum Architekten: ”Lass den Bagger 
nächste Woche kommen“. „Nein, so schnell geht das nicht“, sagt die 
Stadt, „bei uns dauern Baugenehmigungsverfahren zwischen 6 und 
9 Monaten“. Da blieb mir die Spucke weg, und ich habe 3 große See-
Container gekauft, die waren innerhalb von 2 Tagen auf dem Hof.
 
Das ist nur ein Beispiel von vielen, was wir in Deutschland nicht 
mehr können. Maut-Niederlagen durch das Vorhaben, die Deut-
schen den Europäern vorzuziehen, Unfähigkeit in Beschaffungs-
verhandlungen, Umsetzungsstrategien, die einer Satire äh-
neln und teilweise völlig absurd sind, existenzvernichtende 
Auszahlungsdefizite, falsche Technologievorgaben durch die 
Kanzlerin – völlige Amtsüberschätzung und immer häufiger auf-
tretende Amtsanmaßung, Panikreaktion durch Atomausstieg – 
Zukauf von Atomstrom aus dem Ausland zur Netzstabilisierung, 
um nur ein paar Beispiele zu nennen. 
 
Die Bundesrepublik ist zum Sanierungsfall geworden; wir Deut-
schen arbeiten hart im internationalen Vergleich, der deutsche 

Staat steht im Vergleich zu seinen europäischen Nachbarn gut 
da. Am Ende eines Lebens aber hat der Deutsche das geringste 
Vermögen verglichen mit seinen europäischen Nachbarn.
 
Es hat den Anschein, dass unsere Politiker alle aus einem Pulk 
kommen und kein „frisches Blut“ dazukommen darf, sprich 
neues Denken, andere Ansichten, frische Ideen – jeglicher An-

Christian Bangert, Kreisvorsitzender MIT Ravensburg

Stimmen zur Landtagswahl

WOHLFÜHLEN.
DURCHATMEN.
LEBEN.

Nachwachsende Rohstoffe, geprüfte
Materialien, frische Luft, hoher Komfort
und Wohngesundheit: Wir bieten
nicht nur Familie Mevius, sondern
auch Ihnen Ihr Traumhaus „Made in
Germany“in höchster Qualität. 

Besuchen Sie 23 Schwörer-Musterhäuser 
und unser Werk 360o und erleben Sie die 
Vielfalt der Architektur und Einrichtung.

Wirtschaftsforum_Mevius_88x125.indd   1Wirtschaftsforum_Mevius_88x125.indd   1 08.03.21   11:4608.03.21   11:46
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Stimmen zur Landtagswahl

satz wird sofort eliminiert. Abgesehen 
vom Geklüngel hatte man dafür früher 
noch einen anderen Ausdruck: Inzucht. 
Doch das ist in unserem Land schon seit 
Langem verboten! 

Es fehlt an Kompetenz und unter-
nehmerischem Verständnis. Unsere Ad-
ministration versagt komplett hinsicht-
lich der Geschwindigkeit, mit der heute 
gehandelt werden muss. Dies behindert 
alle Bürger und alle Firmen. Wir verlieren 
damit gegenüber der internationalen 
Konkurrenz und werden stattdessen 
belächelt. Damit kann keine Zukunfts-
sicherung betrieben werden. 
 
Und dies in einem Land ohne Rohstoffe, 
dafür aber mit je einem Kultusminister 
pro Land und zugehörigen Stäben, die 
seit etlichen Jahren eine Reform im 
Schulwesen nach der anderen in den 
Sand setzen.
 
Seit unsere Kanzlerin ihre Position innehat 
(und natürlich davor auch), wurde nicht in 
die Erneuerung unseres Staatsrahmens in-
vestiert. Dies laste ich der CDU, aber auch 
allen anderen Parteien an.

Möglichkeiten zur Veränderung sind:

1.	 Begrenzung auf zwei Perioden im 
Parlament – für alle.

2.	 Mehr relevante Verantwortung für 
Staatsbedienstete – kein Aufblähen 
von Ämtern.

	 Man muss auch mal den Mut haben, 
etwas zu entscheiden. Städte und 

Landratsämter werden aufgeblasen 
bis zum „geht nicht mehr“. Warum? 
Weil keiner mehr verantwortlich ent-
scheiden will, alles wird nach unten 
wegdelegiert. Wenn mein Qualitäts-
leiter nicht mehr tragbar ist, muss er 
sich einen anderen Job suchen. Basta. 
Warum Beamte auf Lebenszeit? Un-
fähigkeit wird mit dem Alter nicht 
besser.

3.	 Abschaffung des Föderalismus. Wir 
müssen uns von dieser heiligen Kuh 
trennen.

	 Siehe Corona – komplettes Regierungs-
versagen, siehe Schulsystem, Cyber-
angriffe, Infrastruktur oder die mies 
ausgestatte Bundeswehr.

4.	 Einführung eines zentralen Krisen-
managements. Aus der Pandemie ler-
nen heißt: Gefahren früher erkennen. 
Deshalb sollte ein Nationaler Sicher-
heitsrat eingerichtet werden, als 
eigenständige Dienststelle und nicht 
mit Politikern besetzt. 

5.	 Einführung eines Studienganges für 
effektive Planung und strategische 
Analysen. Deutsche Politiker handeln 
häufig strategielos. Corona ist hier 
nur ein kleines Beispiel. Probleme 
werden verwaltet, nicht gelöst. Wenn 
jemand Probleme löst, dann sind es 
Unternehmen.

6.	 Vernünftige Gesetze mit einfachem 
Regelwerk, verständlich und vor 
allem nachvollziehbar. 

Unser deutscher Mittelstand – wir, die 
MIT – sind ein Paradebeispiel für erfolg-
reiches Handeln. Politiker sollten Folgen-

des auswendig lernen und die MIT nach 
Unterstützung fragen:
 
•	 Erfolgreiche Unternehmer suchen 

keine Schuld, nicht bei anderen und 
auch nicht bei sich selbst.

•	 Erfolgreiche Unternehmer arbeiten ihr 
Alleinstellungsmerkmal heraus, um 
den Kunden zu zeigen, was sie besser 
können als der Wettbewerb.

•	 Erfolgreiche Unternehmer tauschen 
ihren Einkauf regelmäßig aus, in man-
chen Fällen sogar bei jedem Projekt.

•	 Erfolgreiche Unternehmer erkennt 
man an ihren Taten, nicht an ihren 
Worten.

•	 Erfolgreiche Unternehmer lassen sich 
coachen und nehmen es – die Ver-
änderung/Neuerung - an.

•	 Erfolgreiche Unternehmer hören nicht 
nur auf einen Berater.

•	 Erfolgreiche Unternehmer entwickeln 
ein Gespür für den Markt und ver-
lieren sich nicht in Kleinigkeiten.

•	 Erfolgreiche Unternehmer erarbeiten 
sich eine Vision und setzen dann um. 
Wer bin ich? Was kann ich? Wie setze 
ich es um?

•	 Erfolgreiche Unternehmer respektie-
ren den Wettbewerb und lernen von 
ihm.

•	 Erfolgreiche Unternehmer denken 
nicht an „ICH“, sondern an „WIR“

Lernen von den Besten – lernen von 
der MIT – lernen von erfolgreichen 
Unternehmern!

Christian Bangert,

christian.bangert@mit-ravensburg.de,

www.mit-rv.de
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Pressemitteilung der MIT Baden-Württemberg 

Nur eine herbe Niederlage für die CDU oder 
nicht auch für das Land Baden-Württemberg?

Ist wirklich nur die Pandemie schuld? In 
der Endphase des Wahlkampfes bestimmt. 
Die CDU-Spitzenkandidatin Susanne Eisen-
mann hatte keine Chance, da sie zur Zeit 
des Wahlkampfs als Kultusministerin in 
einem Amt tätig war, in dem man nur alles 
falsch machen konnte: Heftigste Kritik von 
Eltern, die im Homeoffice zusammen mit 
den eigenen „Homeschooling-Kindern“ 
eingeengt waren und ebenso heftigste Kri-
tik von den Eltern, die es für unverantwort-
lich hielten, ihre Kinder wieder in die Schule 
gehen lassen zu müssen.

Die Grünen, eine Partei, die das Glück 
hatte, sich hinter der Pandemie verstecken 
zu können trotz Ankündigungen von Ent-
eignung, Verboten und Geboten und dem 
Wissen, dass der neu gewählte Minister-
präsident höchstwahrscheinlich die Amts-
zeit nicht zu Ende bringen wird. Eine Partei, 
die sich für die Entscheidungen bezüglich 
des Umgangs mit der Pandemie im Land 
voll verantwortlich zeichnet. Eine Partei, 
die die wirtschaftliche Weiterentwicklung 

des Landes stark einschränkt oder gar ver-
hindert. Hier kann man beispielsweise 
das von der CDU-Spitzenkandidatin im 
Duell genannte Thema ‚Tesla-Batterie-
werke‘ nennen, was viele Arbeitsplätze 
geschaffen hätte – und das in einer Zeit, 
in der aufgrund der Pandemie in meh-
reren Branchen des Mittelstandes jede 
Menge Arbeitsplätze wackeln oder gar 
weggefallen sind. 

Mit dem Kuschelkurs hat sich die CDU ein 
eigenes kleines Loch geschaufelt. So manch 
ein Abgeordneter spricht von einem Warn-
schuss. Gelinde gesagt ist das nicht der 
erste. Seit Jahren stellt sich die CDU nicht 
mehr mit ihren ursprünglich Werten dar. 
Sie schafft es nicht, das Gute, das sie er-
reicht, auch publik zu machen. Sie spricht 
von innerparteilichen Erneuerungen und 
notwendigen Veränderungen. Es ist leider 
bisher nichts passiert. 

Der Wählerwille ist trotz des Desasters 
für die CDU eindeutig Grün-Schwarz. Es 

bleibt also zu hoffen, dass die Grünen sich 
nach den Sondierungsgesprächen nicht 
über den Wählerwillen hinwegsetzen. 

Mit großer Freude hat die MIT Baden-
Württemberg wahrgenommen, dass viele 
MIT-Mitglieder mit im Landtag vertreten 
sein werden. Das gibt uns als Unter-
nehmer die Hoffnung, dass doch noch 
einiges für die Wirtschaft getan werden 
kann. Die MIT Baden-Württemberg wird 
am Ball bleiben und weiter für den Mittel-
stand und seine Bedarfe kämpfen. Daher 
hoffen wir auf einen guten Ausgang der 
Sondierungsgespräche und damit einen 
Weg für die CDU in die Regierung. Die 
MIT Baden-Württemberg fordert bereits 
jetzt – für den Fall der Koalitionsver-
handlungen – Fachleute aus der Mittel-
standsunion mit in die Verhandlungen zu 
nehmen. 

Angelika Harm (Pressesprecherin),

harm@mit-lvbw.de,

www.mit-bw.de

Stimmen zur Landtagswahl
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Ministerpräsident Armin Laschet, Vorsitzender der CDU Deutschlands

Liebe Freundinnen und Freunde der  
Mittelstands- und Wirtschaftsunion,

dieses Jahr ist ein Jahr vieler wichti-
ger Entscheidungen. Ende September 
wird auf Bundesebene bestimmt, wer 
Deutschland in den nächsten 4 Jahren re-
gieren wird. Dabei geht es um eine politi-
sche, vor allem auch um eine wirtschafts-
politische Richtungsentscheidung. Es 
geht um die Entscheidung zwischen Ent-
lastungen oder Belastungen für Bürgerin-
nen und Bürger und für Unternehmen. Es 
geht um die Entscheidung, ob Menschen 
beim Vermögensaufbau unterstützt oder 
Leistung bestraft wird. Es geht um die 
Entscheidung für den Ausgleich zwischen 
Klimaschutz und wirtschaftlichem Wohl-
stand, statt einer Ideologie, die Industrie 
und Arbeitsplätze zerstört. Und es geht 
auch um die Entscheidung, ob die Soziale 
Marktwirtschaft gestärkt oder schritt-
weise durch immer mehr staatliche Büro-
kratie ausgehöhlt wird.

Für uns ist klar: Wir werden an der So-
zialen Marktwirtschaft als Erfolgsmodell 
auch in Zukunft festhalten. Gerade in 
den Monaten der Pandemie sehen wir, 
wie leistungsfähig die Soziale Markt-
wirtschaft ist. Da gibt es Unternehmen, 
die in sehr kurzer Zeit einen Impfstoff 
gegen das Coronavirus entwickelt haben, 
wie Biontech, ein Unternehmen, das ur-
sprünglich auf die Krebsbekämpfung spe-
zialisiert war. Andere haben sich auf die 
Herstellung von Corona-Tests oder Apps 
zur Kontaktverfolgung konzentriert. All 
das macht eine dynamische Marktwirt-
schaft möglich.

Es gibt dennoch vermehrt Rufe nach mehr 
Staat und weniger Markt. Weniger Markt 
heißt aber auch weniger Wettbewerb, 
weniger unternehmerische Tätigkeit und 
weniger Wohlstand. Der Abkehr von Prin-
zipien und Werten der Sozialen Markt-
wirtschaft müssen wir uns als Christ-
demokraten in der Tradition Ludwig 
Erhards energisch entgegenstellen. Als 
Ludwig Erhard begann, wurde er heftig 

kritisiert, als das Wirtschaftswunder ein-
setzte, wurde er bejubelt. Wir müssen für 
unsere Ideen der Freiheit eintreten, auch 
wenn die öffentliche Meinung und Um-
fragen gegen uns stehen.

Unser Ziel ist es, durch eine innnova-
tionsfreundliche Politik Anreize zu set-
zen, damit auch mittelständische Unter-
nehmen noch mehr in Deutschland 
investieren und produzieren und noch 
mehr gute Jobs mit Zukunft schaffen. 
Das gilt insbesondere für die zahlreichen 
„Hidden Champions“, die in Baden-Würt-
temberg beheimatet und zugleich Garant 
für wirtschaftlichen Aufschwung sind.

Um die Dynamik der Wirtschaft auf-
rechtzuerhalten, haben wir in den 
vergangenen Monaten zahlreiche 
Konjunktur- und Hilfsmaßnahmen be-
schlossen. Jetzt gilt es, auch die Zeit nach 
der Krise in den Blick zu nehmen. Es geht 
darum, unser Land wieder nach vorne zu 
bringen, die Wirtschaft stark zu machen 
und Arbeitsplätze zu sichern.

Ich möchte die 20er Jahre zu einem 
Modernisierungsjahrzehnt für Deutschland 
machen: mit einer neuen wirtschaftlichen 
Dynamik, umfassender Sicherheit sowie 
guten und gerechten Bildungschancen. 
Neue wirtschaftliche Dynamik braucht 
dabei vor allem schnellere Verfahren und 
Entbürokratisierung. Dabei spielt die Digi-
talisierung eine wichtige Rolle. Gerade in 
der Corona-Pandemie erleben wir einen 
enormen Digitalisierungsschub. Das kön-
nen wir nutzen, um Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren zu beschleunigen, 
so wie ich dies mit der FDP tagtäglich in 
Nordrhein-Westfalen umsetze.

Wir brauchen zudem eine moderne 
Unternehmensbesteuerung: Einerseits 
benötigen Personengesellschaften bei 
der Einkommenssteuer Entlastung, denn 
für viele Familienunternehmen und 
Mittelständler steckt das private Ver-
mögen im Betrieb. Wer das Vermögen 
und die Gewinne im Unternehmen be-
lässt, braucht dafür eine Anerkennung 
im Steuerrecht. Andererseits brauchen 

Ministerpräsident Armin Laschet, Vorsitzender der CDU Deutschlands
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wir bei der Unternehmenssteuer für 
Kapitalgesellschaften niedrigere Sätze. 
Daher halten wir weiterhin daran fest, die 
Steuerlast von Unternehmen in Deutsch-
land auf höchstens 25 % zu deckeln.

Wir wollen zudem verschiedene Möglich-
keiten zum Vermögensaufbau stärken. 
Egal ob Wohneigentum, Beteiligung an 
eigenen Unternehmen, Altersvorsorge 
oder Aktienanlage – der Vermögensauf-
bau muss für alle attraktiv werden, un-
abhängig von Beschäftigungsverhältnis 
und Einkommen.

Ein weiteres wichtiges Thema für Unter-
nehmen ist die Sicherung des Fach-
kräftebedarfs. Daher steht bei uns 
die Beschäftigungsfähigkeit der Aus-
bildungsabsolventen weiterhin im Zent-
rum der Berufsbildungspolitik. Dabei ist 
klar: Berufliche und akademische Bildung 
sind für uns gleichwertig.

Wir wollen außerdem Ökologie und Öko-
nomie stärker harmonisieren und nicht 
gegeneinander ausspielen. Wir setzen 

auf innovative Lösungen und Techno-
logien für den Klimaschutz, die schon 
jetzt vielfach aus dem Mittelstand heraus 
entwickelt und dort auch umgesetzt wer-
den. Es geht um einen intelligenten und 
diversifizierten Energiemix, der nach-
haltig und sicher ist, wobei die Wasser-
stofftechnologie ein wichtiges Element 
ist, um die Sektoren Stromerzeugung, In-
dustrie, Verkehr, Wärme und Kälte klima-
neutral aufzustellen.

Damit der Staat überhaupt die Kraft hat, 
all diese Anreize zu setzen, muss er soli-
de haushalten. Unsere solide Finanz- und 
Haushaltspolitik der vergangenen Jahre 
hat die Grundlage dafür geschaffen, dass 
Bund und Länder in der Corona-Krise 
schlagkräftig handeln konnten und kön-
nen. Daran halten wir fest. Das heißt 
im Klartext: keine Änderungen an der 
Schuldenbremse. Die Schuldenbremse 
enthält die notwendige Flexibilität, um 
auf Krisen angemessen reagieren zu kön-
nen. Wenn wir das Wirtschaftswachstum 
wieder ankurbeln und mehr Menschen in 
Beschäftigung bringen, dann können wir 

auch unsere haushaltspolitischen Ziele 
wieder erreichen.

So richten wir den Blick in die Zukunft, 
auf die Zeit nach der Pandemie. Ich 
bin fest davon überzeugt, dass wir ein 
Modernisierungsjahrzehnt brauchen, 
damit unser Land ein sicheres, soziales 
und wirtschaftlich erfolgreiches Deutsch-
land bleibt.

Dabei setze ich auf den kontinuierlichen 
und offenen Dialog in unserer Partei und 
darüber hinaus. Und ich setze auf Sie, 
liebe Freundinnen und Freunde der MIT 
Baden-Württemberg, auf Ihre Expertise 
und Ihre konstruktiven Ideen.

Mit freundlichen Grüßen

Ministerpräsident Armin Laschet
Vorsitzender der CDU Deutschlands

Perspektive 2021
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Die Wähler erwarten 
zu Recht bessere 
Arbeit von uns

Am Ausgang der Landtagswahlen in Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz gibt es nichts zu beschönigen. Die historisch 
schlechten Abstimmungsergebnisse sind verheerend für die 
CDU. Sie reihen sich ein in eine bedrückende Serie verloren ge-
gangener Landtagswahlen. Insgesamt ging die Union aus 21 der 
22 vergangenen Landtagswahlen geschwächt hervor. 

Die Gründe dafür sind vielschichtig und lassen sich sowohl auf 
Landes- als auch auf Bundesebene finden. In Baden-Württem-
berg konnten wir trotz des engagierten Einsatzes vieler Mit-
glieder, allen voran unserer Spitzenkandidatin Susanne Eisen-
mann, keine Wechselstimmung erzeugen. Ja, die Maskenaffäre 
hat uns auf den letzten Metern bis zum Wahltermin gewaltig ge-
schadet – zu Recht. Auch wenn es sich um Einzelfälle handelte, 
so ist es keinem Wähler zu verdenken, der uns diesmal aus Wut 
die Stimme verweigert hat. Ausgerechnet die Corona-Krise, die 
unsere Gesellschaft zunehmend belastet und Menschen in exis-
tenzielle Nöte versetzt, nutzten einzelne Abgeordnete, um sich 
persönlich zu bereichern. Das macht fassungslos.

Ich bin dennoch überzeugt: Die Maskenaffäre mag das Fass 
zum Überlaufen gebracht haben, doch der entscheidende Fak-
tor für unser schwaches Abschneiden lag im Corona-Manage-
ment der Bundesregierung. Die schlimme Situation in unseren 
Alten- und Pflegeheimen, die schweren Fehler bei der Impf-
stoffbeschaffung, die chaotischen Impfterminvergaben und 
die Debatte über die Frage, ab wann die Hausärzte impfen sol-
len, während sich in den Kühlschränken Millionen Impfdosen 

stapeln, lassen die Menschen verzweifeln. Hinzu kommen die 
Probleme rund um die Hilfsauszahlungen an die im Lockdown 
ausharrenden Unternehmen. Da hilft es auch nicht, darauf zu 
verweisen, dass die Umsetzung von Infektionsschutzmaß-
nahmen Ländersache ist. Oder darauf, dass es Olaf Scholz war, 
der sich geweigert hat, die Hilfsauszahlung einfacher, schneller 
und sicherer über die Finanzämter zu organisieren. 

In der Corona-Krise zeigt sich einmal mehr: Der deutsche Staat 
ist strukturell starr und unflexibel. Es gibt systemische Mängel, 
es herrscht ein grotesk undurchsichtiger Zuständigkeits-Wirr-
warr. Das Infektionsschutzgesetz ist schlicht nicht pandemie
tauglich. Hinzu kommt ein hierarchisches Denken, das in dieser 
Krise wie ein Bremsklotz wirkt. Wenn ich höre, welche Proble-
me Schulen haben, wenn sie beispielsweise Luftfilter einsetzen 
möchten, kann ich mir nur an den Kopf fassen. Es gibt hierzu-
lande zu viele Bedenkenträger, aber nur wenige, die mutig 
voranzugehen und einfach mal machen. Zu wenige sind noch 

Dr. Carsten Linnemann MdB, MIT-Bundesvorsitzender

Perspektive 2021
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bereit, Verantwortung zu übernehmen. Die meisten klammern 
sich an Verordnungen und Weisungen von oben. Uns fehlt auf 
vielen Ebenen echtes Risikomanagement. Stattdessen wird 
Risikovermeidung betrieben. 

Hier müssen wir uns aber auch an die eigene Nase fassen. Die 
CDU ist in den vielen Jahren der Großen Koalition bequem ge-
worden. Vieles, was das Kanzleramt stören könnte, wird ver-
mieden. Ebenso scheint mir, dass die eigenen Projekte halb-
herzig vorangetrieben und SPD-Projekte schnell abgeräumt 
werden – ob bei der Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung 
oder bei der Entscheidung, ob Lars Feld in der größten Wirt-
schaftskrise weiter dem Sachverständigenrat angehört oder 
nicht. 

Wir müssen uns jetzt die Frage stellen, wo wir zu bequem, 
zu angepasst und zu selbstbezogen geworden sind und dann 
die richtigen, mutigen Konsequenzen ziehen. In der Regie-
rung, in der Verwaltung und auch in der Union insgesamt 
müssen wir die Reset-Taste drücken. Wir brauchen ein un-
verbrauchtes Team, das mit neuen Ideen kommt und vieles 
grundlegend infrage stellt: zum Beispiel die Zuständigkeiten 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden. Es kann nicht sein, 
dass es aufgrund von Kompetenzstreitigkeiten nicht möglich 
ist, die Gesundheitsämter einheitlich durchzudigitalisieren. 
Stattdessen werden Infektionszahlen in Deutschland im 
Jahr 2021 noch immer per Fax übermittelt. Das Thema Ver-
waltungsdigitalisierung müssen wir insgesamt neu denken: 
Wir müssen mit einer privatwirtschaftlich organisierten 
Agentur die wichtigsten Verwaltungsdienstleistungen auf 
allen Ebenen digital implementieren. Dafür müssen alle 
Behörden ihre Kompetenzen mindestens vorübergehend 
an diese Digitalagentur abgeben. Es ist unsere Aufgabe als 
MIT, keine weiteren Belastungen der Bürger und Unter-
nehmen zuzulassen, sondern im Gegenteil durch kluge Ent-
lastungen dafür zu sorgen, dass Deutschland wieder auf den 
Wachstumspfad zurückkehrt.

Mehr Mut braucht es auch beim Thema Wahlrechtsreform. Als 
MIT setzen wir uns für eine Begrenzung der Bundeskanzler-
Amtszeit auf maximal zwei Wahlperioden ein. Gleichzeitig soll-
ten wir die Wahlperiode des Deutschen Bundestages und der 
Bundesregierung von vier auf fünf Jahre verlängern. Dies müs-
sen wir verbinden mit einer signifikanten Verkleinerung des 
Bundestags. 

Neue Konzepte werden ebenso in der Familien- und Gesell-
schaftspolitik benötigt. Statt des undurchsichtigen und in-
effizienten Dickichts familienpolitischer Einzelprogramme soll-
ten wir darüber nachdenken, ein entlastendes Familiensplitting 
einzuführen. Aus meiner Sicht sollten wir auch mit mutigen 
Vorschlägen wie einer Vorschulpflicht für Kinder mit Deutsch-
Defiziten oder einer Beschränkung von Verbeamtungen nur bei 
hoheitlichen Aufgaben in den Wahlkampf ziehen.

Die CDU muss sich wieder in eine lebendige, agile Partei ver-
wandeln, die mit einer starken Programmatik Lust auf Zukunft 

macht. Das anstehende Wahlprogramm zur Bundestagswahl ist 
die vielleicht letzte Chance dafür. Zuallererst müssen wir aber 
zeigen, dass wir Corona-Management können. Die Bürger er-
warten zu Recht von uns, dass wir bessere Arbeit leisten. 

Dr. Carsten Linnemann MdB,

linnemann@mit-bund.de,

www.mit-bund.de
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Stefan Kaufmann MdB

Wasserstoffwirtschaft als Chance für 
Deutschland und Baden-Württemberg

Viele mittelständische Unternehmen 
gerade in Baden-Württemberg sind der-
zeit noch mit der Bewältigung der akuten 
Probleme der Corona-Krise beschäftigt. 
Die schleppenden Corona-Hilfen zeigen 
leider auch Versäumnisse der Politik auf. 
Hier sind wir auf allen Ebenen gefordert. 
Es ist derzeit sicherlich die wichtigste Auf-
gabe der politisch Verantwortlichen, hier 
schnellstmöglich für alle betroffenen Bran-
chen Abhilfe zu schaffen. 

Gleichzeitig dürfen wir aber auch nicht 
die Zukunft nach Corona aus dem Auge 
verlieren. Unsere Performance in zwei 
Megatrends der Zukunft wird ent-
scheidend sein. Diese sind die Digitalisie-
rung und die Dekarbonisierung. Bei der 
Dekarbonisierung kommt der Umstellung 
auf eine Wasserstoffwirtschaft eine ent-
scheidende Bedeutung zu. Mit der Natio-
nalen Wasserstoffstrategie hat sich die 
Bundesregierung im vergangenen Jahr am-
bitionierte Ziele gesetzt. Wir wollen dem 
aus erneuerbaren Energien gewonnenen 
Grünen Wasserstoff zum Durchbruch ver-
helfen. Grüner Wasserstoff ist der Energie-
träger der Zukunft und der Schlüssel für 
eine erfolgreiche Energiewende sowie die 
Umsetzung unserer Klimaschutzziele. Ge-
rade in der Industrie brauchen wir Grünen 
Wasserstoff, um wettbewerbsfähig zu blei-
ben: Stahl wird in Deutschland in Zukunft 
entweder mit Grünem Wasserstoff produ-
ziert oder gar nicht. Darüber hinaus sind 
Technologien rund um Grünen Wasserstoff 
eine Jahrhundertchance für den Export von 
Klimaschutztechnologien „made in Ger-
many“. Das Innovationsland Deutschland 
kann zum Ausrüster einer globalen Grünen 
Wasserstoffwirtschaft werden – mit gro-
ßen Chancen auch für die mittelständische 
baden-württembergische Wirtschaft. Im 
Rahmen der Wasserstoffstrategie wurde 
im Bundesministerium für Bildung und 
Forschung auch das Amt des „Innovations-
beauftragten Grüner Wasserstoff“ ein-
gerichtet. Als mir als langjährigem Bil-

dungs- und Forschungspolitiker dieses 
Amt letztes Jahr angeboten wurde, habe 
ich nicht lange gezögert. Als Innovations-
beauftragter arbeite ich auf allen Ebenen 
dafür, dass wir auf unserem Weg in eine 
Grüne Wasserstoffwirtschaft zügig voran-
kommen – die internationale Konkurrenz 
schläft nicht. Aber ich bin zuversichtlich: 
Die Aufbruchsstimmung in Deutschland 
ist riesig. Vom Global Player bis zum KMU, 
vom Bund bis in die Kommunen – viele 
haben die Chancen und Potenziale von 
Grünem Wasserstoff erkannt. Das ist Mo-
tivation und Ansporn. 

Mit der Nationalen Wasserstoffstrategie 
haben sich die Bundesministerien auf ein 
kohärentes Programm für den Weg in die 
Wasserstoffwirtschaft geeinigt. Dazu um-
fasst die Nationale Wasserstoffstrategie 
einen Aktionsplan mit 38 Maßnahmen. 
Im Fokus steht dabei Grüner Wasserstoff 
aus erneuerbaren Energien. Denn aus 
Sicht der Bundesregierung ist nur dieser 
Grüne Wasserstoff auf Dauer nachhaltig. 

Daher ist unser Ziel, Grünen Wasserstoff 
zu nutzen und für diesen einen zügigen 
Markthochlauf zu unterstützen sowie 
entsprechende Wertschöpfungsketten zu 
etablieren. Bis 2030 wollen wir die Produk-
tion von 5 Gigawatt grünen Wasserstoff in 
Deutschland realisieren.

Die Umstellung auf einer Wasserstoffwirt-
schaft erfordert Anstrengungen entlang 
der gesamten Wertschöpfungskette. Bei 
der Produktion von Grünem Wasserstoff 
werden große Mengen an erneuerbaren 
Energien benötigt. In Deutschland und 
Baden-Württemberg werden wird diese 
Mengen nicht aufbringen können, selbst 
wenn wir unsere Ausbauziele deutlich 
steigern. Wir müssen uns im Klaren sein, 
dass Deutschland auch in Zukunft große 
Teile seines Energiebedarfs importieren 
wird. Grüner Wasserstoff erlaubt uns, auch 
hier von fossiler auf erneuerbare Energie 
umzusteigen. Der große Vorteil von Grü-
nem Wasserstoff ist dabei, dass man ihn 
prinzipiell überall dort produzieren kann, 

Dr. Stefan Kaufmann MdB, Innovationsbeauftragter Grüner Wasserstoff im Bundesministerium für 
Bildung und Forschung und Kreisvorsitzender der CDU Stuttgart, an einer Wasserstofftankstelle
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wo die Erneuerbaren günstig sind. Wind- 
und sonnenreichen Ländern, von denen 
viele heute noch gar nicht an den Energie-
märkten aktiv sind, eröffnen sich damit 
ganz neue Geschäftsmodelle und Perspek-
tiven für eine nachhaltige Entwicklung. Sie 
können die Ölstaaten von morgen werden. 
Für uns als Kunden heißt das, dass sich 
perspektivisch eine viel breitere Basis von 
Anbietern ergeben könnte. Daraus würden 
dann auch ganz andere Marktdynamiken, 
aber auch veränderte geostrategische und 
energiepolitische Rahmenbedingungen 
folgen. Das werden nord- und süd-
europäische Länder sein, aber auch af-
rikanische Staaten, Kanada, Chile oder 
Australien. Entsprechende Abkommen 
werden derzeit vorangetrieben. Deutsch-
land wird von diesen Partnerschaften pro-
fitieren. Wir haben das Know-how, große 
Elektrolyseure zur Umwandlung von Strom 
in Wasserstoff zu bauen, sie industriell 
schneller als anderswo in Serienfertigung 
zu skalieren und die Technologie in unsere 
Partnerländer zu exportieren. 

Führend sind wir zudem bei Lösungen, wie 
wir Wasserstoff sicher transportieren. An 
Land werden wir hierzu perspektivisch das 
bestehende Netz aus Erdgaspipelines nut-
zen können. Wir sind auch führend bei der 
Entwicklung flüssiger organischer Wasser-
stoffträger (sog. LOHCs), die einen siche-
ren Transport von Wasserstoff in Tanks er-
möglichen. Der Transport ist ein wichtiger 
Teil der Wertschöpfungskette.

Im letzten Teil dieser Wertschöpfungs-
kette – der Anwendung – sind die Möglich-
keiten deutlich vielfältiger, als man in 
Baden-Württemberg mit seinem Fokus 
auf die Automobilindustrie erwartet. Die 
Brennstoffzelle hat gegenüber reinen 
Elektromotoren insbesondere im Schwer-
lastverkehr große Vorteile. Deshalb ist es 
richtig, sich zunächst auf Lkws, Schiffe, 
Züge und auch den Flugverkehr zu kon-
zentrieren. Wasserstoff ist zudem auch die 
Grundlage für die sog. E-Fuels, mit denen 
wir auch Verbrennungsmotoren klima-
neutral betreiben können. 

Mit Wasserstoff werden wir unsere 
energieintensive Produktion klima-
neutral gestalten können. Etwa indem 
wir Eisenerz mit Wasserstoff anstelle 
von Koks verhütten, Wasserstoff ist 
auch der Energieträger der Zukunft 
etwa in der Zementproduktion oder in 
Gießereien. Nicht zuletzt will ich auch 
noch den Bereich der Haustechnik und 
des Heizens ansprechen, bei dem es 
erfolgreiche Modellprojekte auch in Ba-
den-Württemberg gibt.

Entlang der gesamten Wertschöpfungs-
kette gibt es große Chancen auch für 
die baden-württembergische mittel-
ständische Wirtschaft – davon konnte 
ich mich bei zahlreichen Besuchen selbst 
überzeugen. Mir scheint wichtig, dass 
dabei über den Tellerrand eines Brenn-
stoffzellen-Pkw hinaus gedacht wird.

Dr. Stefan Kaufmann MdB,

stefan.kaufmann@bundestag.de,

www.stefan-kaufmann.de

Karl Hipp GmbH

Adolph-Kolping-Str. 3

D-72393 Burladingen

Tel. 07475 9519-0

Fax 07475 9519-19

post@karl-hipp.de

www.karl-hipp.de
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Die Start-up-Szene in  
und nach der Pandemie 

„Wir stehen vor einem massiven Start-
up-Sterben“ - wird Christian Miele, Präsi-
dent des Deutschen Startups Verbands im 
Mai im Handelsblatt zitiert. Nahezu ein 
Jahr später darf man feststellen, dass das 
Massensterben zum Glück ausgeblieben 
ist. Sicherlich sind einige Geschäftsmodelle 
von jungen Startups beispielsweise im Be-
reich des Tourismus oder Handel direkt 
betroffen. Doch nicht zuletzt dank des 
vehementen Einsatzes des Start-up-Ver-
bands hinsichtlich maßgeschneiderter 
Fördervehikel und auch aufgrund des be-
herzten Eingreifens der Politik konnte noch 
größerer Schaden abgewehrt werden. Auf 
Bundesebene wurde beispielsweise mit der 

KfW-Förderung für junge Start-ups ein Ins-
trument auf den Weg gebracht, das Start-
ups und kleine Mittelständler über die je-
weiligen Landesförderinstitute mit Kapital 
versorgt. Die Sonderbehandlung ist enorm 
wichtig, da Start-ups bei der klassischen 
Bankenfinanzierung oft aufgrund der nied-
rigen Bonität und des hohen Risikos im 
Geschäftsmodell durchs Raster fallen. Auf 
Landesebene hat sich in Baden-Württem-
berg Wirtschaftsministerin Dr. Hoffmeis-
ter-Kraut mit ihrem StartupBW Protect 
Förderprogramm für in Not geratene Start-
ups eingesetzt. Die Erkenntnis: anders als 
noch in vorherigen Krisen stehen Start-ups 
endlich aufgrund der aktuellen Heraus-

forderungen in Bezug auf Digitalisierung 
oder den Einsatz neuer Technologien wie KI 
auf der Liste der Schlüsselindustrien deut-
scher Wirtschaftspolitik. 

Adrian Thoma, Regionalsprecher Baden-Württem-
berg des Bundesverbands Deutsche Startups e. V.

Q
ue

lle
: h

tt
ps

://
ne

w
s.

cr
un

ch
ba

se
.c

om
/n

ew
s/

eu
ro

pe
an

-v
c-

re
po

rt
-2

02
0-

st
ro

ng
-f

ou
rt

h-
qu

ar
te

r-
cl

os
es

-o
ut

-2
02

0/



17

Perspektive 2021

Doch nicht nur die Fördermechanis-
men der Politik haben gegriffen. Auch 
der Wagniskapitalmarkt an sich ist über-
raschend resilient durch die Krise gesegelt. 
Die Venture-Capital-Szene in Europa kann 
ein stetiges Wachstum über die letzten 
Jahre verzeichnen. Laut dem Branchen-
dienst Crunchbase ist der Markt in Europa 
durch die Pandemie kurzzeitig ins Stocken 
geraten, jedoch lag das Gesamtvolumen 
mit ca. 40 Milliarden US-Dollar in 2020 
nur 4 % unter dem Vorjahr und damit 
noch erfreulich stabil (siehe Grafik). Und 
die gute Nachricht: eine ganze Reihe viel-
versprechender Fonds wie z. B. Point Nine 
Capital aus Berlin oder UVC aus München 
konnten während der Pandemie einen 
frischen Fonds aufsetzen, dessen Geld in 
den nächsten Jahren hoffentlich in drin-
gend benötigte europäische und deutsche 
Weltmarktführer fließen wird. 

Gerade auch in Baden-Württemberg ist die 
Hoffnung groß, dass das nächste CureVac 
oder TeamViewer bereits auf dem Weg ist. 
Stars der Szene sind u. a. das Bruchsaler 
Drohnen- und Flugtaxi-Start-up Volocop-
ter oder das Stuttgarter Remotesoftware-
Start-up Anydesk, beide mit signifikanten 
Finanzierungsrunden in jüngster Zeit. Oder 
der nächste digitale Weltmarkführer aus 
Baden-Württemberg wird in diesem Mo-
ment gerade gegründet. Grund zur Hoff-
nung machen die über das ganze Land 
verteilten Landesacceleratoren – Olympia-
stützpunkte für regionale Wachstums-
unternehmen – sowie die vom Land initiier-
te Gründermotor-Initiative für die Stärkung 
exzellenter universitärer Ausgründungen.

Mit Blick auf die nächste Legislatur sind 
nun vor allem drei Dinge wichtig:
Erstens: Eine Verstetigung sowie der Aus-
bau der bisherigen Aktivitäten. Die Kassen-
lage ist aufgrund der im Zusammenhang 
mit der Bekämpfung der Coronapandemie 
auf den Weg gebrachten Unterstützungs-
programme angespannt. Jetzt darf Start-up- 

und damit Zukunftswirtschaftspolitik nicht 
hinten hinunterfallen. In der vergangenen 
Legislatur gab es die Anschubfinanzierung 
Finanzierungsinstrumente wie StartupBW 
Pre-Seed oder die oben genannten Lan-
desacceleratoren wurden auf den Weg ge-
bracht. Jetzt muss Wachstumskapital her 
für die ganze Branche. Wir benötigen star-
ke Gründerregionen mit Spitzen-Clustern 
und einer damit verbundenen langfristigen 
Finanzierungsperspektive. 

Zweitens: es benötigt weitere Finanzierungs-
vehikel vor allem in der so genannten Seed-
Phase, also der Punkt im Lebenszyklus eines 
Start-ups, in dem ein Produkt oder eine 
Dienstleistung erfolgreich am Markt plat-
ziert werden konnte und man nun erste 
Skalierungsschritte initiieren muss. Hier 
gilt: Der Staat ist nicht der bessere Investor.  
Ratsam wären daher Finanzierungs-
strukturen zum Hebeln privater Gelder. 
Außerdem sollten (Aus-) Gründungen aus 
und in der Wirtschaft stärker in den Fokus 
rücken, um hier einen aktiven und unter-
nehmerischen Beitrag zur Transformation 
und dem einhergehenden Geschäfts-
modellwandel in der Industrie herbeizu-
führen. Statt Transfergesellschaften und 
Stellenabbau könnte man auch das Poten-
zial für eine neue Gründerzeit in Baden-
Württemberg sehen. 

Drittens: Baden-Württemberg muss im 
Wettbewerb um die besten Talente, Teams 
und Wagniskapitalgeber sichtbarer und 
internationaler werden. Hierzu muss die 
bereits initiierte landesweite Kampagne 
„StartupBW“ als Dachmarke ausgeweitet 
und ressortübergreifend integriert werden. 
Steigt man in Israel in ein Taxi und fragt 
den Fahrer nach Start-ups, erhält man ein 
druckreifes und stolz vorgetragenes Lob-
lied auf die eigene Szene. Wir müssen diese 
„Story“ noch entwickeln und in die Welt 
tragen. Zudem gibt es in Baden-Württem-
berg zu wenig ansässige Wagniskapital-
investoren bzw. Investmentfonds. Nur 
durch aktive Ansprache und Vermittlung 
nationaler sowie internationaler In-
vestoren können wir die Finanzierung und 
das Wachstum unserer herausragenden 
Start-ups gewährleisten. 

Die nächste Legislatur entscheidet mög-
licherweise, ob wir mit Vollgas aus der 
Krise kommen oder angeschlagen. Ob Ba-
den-Württemberg mehr Detroit oder mehr 
dem Silicon Valley ähnelt. Start-ups spielen 
dabei aus meiner Sicht eine Schlüsselrolle.

Adrian Thoma,

adrian.thoma@pioniergeist.io,

www.pioniergeist.io,

www.deutschestartups.org
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Paradigmenwechsel als 
Perspektive für den Mittelstand

In diesem Jahr werden viele Karten neu 
gemischt. Im März war Landtagswahl. 
Ob und in welcher Form sich die CDU 
danach weiter an der Regierung in Ba-
den-Württemberg beteiligen kann, war 
zum Zeitpunkt des Verfassens dieses Ar-
tikels noch nicht klar. Eines ist für mich 
auf jeden Fall klar: Ein „Weiter so“ kann 
es nicht geben! 
Dessen ungeachtet, stellt sich in jedem 
Fall die Frage, welche Perspektiven der 
Mittelstand in 2021 hat. Denn neben 
den Landtagswahlen wird es auch mit 
den bevorstehenden Bundestagswahlen 
im Herbst eine entscheidende Weichen-
stellung für unser Land für die nächsten 
Jahre geben. Wo soll die Reise hingehen?
Ich bin der Meinung, dass wir in der Poli-
tik einen grundsätzlichen Paradigmen-
wechsel brauchen! Allem voran sollten 
Kompetenz und Wissen bei der Vergabe 
von Ämtern an erster Stelle stehen. Es 
kann doch nicht angehen, dass Berufs-
politiker, je nach politischer Lage, Laune, 
Mehrheiten oder aus welchen Gründen 
auch immer, munter von einem Ressort 
oder Ministerium ins nächste wechseln. 
Nicht weiter verwunderlich, wenn solche 
„Ämter-wechsel-dich-Spielchen“ irgend-
wann auf Kosten der Fachkompetenz 
gehen und nicht wirklich zielführend sind!
In einem mittelständischen Unter-
nehmen würde doch auch niemand auf 
die Idee kommen, einem Mitarbeiter 
ohne Ausbildung oder genauerer Fach-
kenntnis die Verantwortung in der Buch-
haltung zu übertragen. Wenn hier am 
Ende des Jahres die Zahlen nicht stim-
men und das Unternehmen möglicher-
weise vor dem Aus steht, wäre dies nur 
als logische Konsequenz des Ganzen zu 
sehen.
Und wenn wir schon beim Thema „Kom-
petenz“ sind: Grau ist alle Theorie – wir 
brauchen dringend mehr Praxisbezug in 
der Politik! Wenn wir tragfähige und zu-
kunftsorientierte Entscheidungen treffen 
wollen, sollten wir künftig viel genauer 
dort hinhören, wo diese dann später zum 
Tragen kommen werden. Die verantwort-

lichen Minister müssen umfassend von 
Praktikern aus den jeweiligen Ressorts 
beraten werden, ohne damit den Lobbyis-
mus zu fördern. 
Darüber hinaus stecken wir noch mitten 
in der Krisenbewältigung und sollten 
noch viele Fragen zum künftigen Krisen-
management stellen und klären. Gemäß 
dem Motto „Nach der Krise ist vor der 
Krise“ gilt es meiner Ansicht nach, in 
den kommenden Monaten genaustens 
zu analysieren, was in der Krise gut ge-
meistert wurde und was schlecht ge-
laufen ist. Dafür ist es unumgänglich, das 
bisherige Krisenmanagement offen und 
transparent zu dokumentieren. Nur auf 
dieser Basis können wir definieren, wel-
che Maßnahmen und Kosten notwendig 
sind, um künftig vor weiteren Masken-, 
Impf- oder Schnelltest-Desastern gefeit 
zu sein. Wir müssen die Chance nutzen, 
aus den Fehlern der vergangenen Monate 
zu lernen und unsere Schlüsse zu ziehen. 
Dazu gehört für mich auch eine ehrliche 
Debatte darüber, wie wir künftig sicher-
stellen können, dass systemrelevante 
Produkte und Techniken, wie z. B. Schutz-
ausrüstungen, in ausreichender Menge 
und Qualität zur Verfügung stehen. Eine 
klare Zielsetzung sollte hier sein, diese 
auch in Deutschland produzieren zu kön-
nen, um uns langfristig unabhängig zu 
machen.
Nur so kann ein starkes Land wie Deutsch-
land auf Dauer auch anderen europäi-
schen oder außereuropäischen Ländern 
in Krisenzeiten als Akt der Solidarität die 
nötige Hilfestellung leisten. Für mich hat 
diese Forderung nach mehr Unabhängig-
keit auch nichts mit Nationaldenken 
oder Ähnlichem zu tun, sondern schlicht 
und ergreifend mit Pragmatismus. Wir 
haben ja bereits bewiesen, dass wir vie-
les selber können – wir sollten uns aber 
auch bewusst machen, was es kostet! 
Hauptsache billig, egal, woher und unter 
welchen Umständen produziert – an-
gefangen bei billigsten Schutzmasken, 
billigsten Antibiotika bis hin zu billigsten 
Lebensmitteln. All das hat seinen Preis 

und wird leider am Ende vielleicht doch 
teuer bezahlt werden müssen! Darüber 
lohnt es sich in jedem Fall, einmal ge-
nauer nachzudenken und neue Werte auf 
den Weg zu bringen.
Abschließend sei mir noch ein Ausblick 
auf den Landesmittelstandstag in Ba-
den-Württemberg gestattet. Dieser war 
bereits für September 2020 geplant, 
musste durch die Pandemie bedingt al-
lerdings mehrfach verschoben werden, 
und wird nun Ende Juni stattfinden. Ak-
tuell bleiben wir zuversichtlich, dass ein 
Präsenz-Landesmittelstandstag möglich 
sein wird, und ich freue mich schon sehr, 
vielen von Ihnen endlich wieder persön-
lich begegnen zu dürfen. 
Dort werden wir die Gelegenheit nut-
zen, um nochmals ausführlich unsere 
Positionen aus Sicht des Mittelstands 
für eine erfolgreiche Entwicklung von 
Baden-Württemberg und Deutschland 
darzulegen.
Um mit einer positiven Nachricht schlie-
ßen zu können, sei eines bereits vorweg-
genommen: Der Landesverband hat die 
Krise bislang sehr gut gemeistert! So wer-
den wir Ihnen am Landesmittelstandstag 
ein Ergebnis präsentieren können, mit 
dem der Landesverband der MIT Baden-
Württemberg wirtschaftlich als so gut 
aufgestellt gelten darf wie noch nie zuvor 
in seiner Geschichte. In diesem Sinne: 
weiter MACHEN!

Oliver Zander,

zander@mit-lvbw.de,

www.mit-bw.de

Oliver Zander, stv. Bundesvorsitzender sowie  
Landesvorsitzender MIT Baden-Württemberg 
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MIT-Bezirksverbände Nordbaden, Südbaden und Württemberg-Hohenzollern 

Fehlende Exitstrategie gefährdet  
Arbeitsplätze und den sozialen Frieden 

Die Nerven liegen vielerorts blank und 
das Vertrauen in die Politik schwindet 
von Tag zu Tag. Mittelständler sind es ge-
wohnt, ihren Lebensunterhalt mit ihrer 
eigenen Arbeit zu verdienen und nicht 
am Almosentropf des Staates zu hän-
gen. Unterstützungen, die den Namen 
„Novemberhilfen“ tragen, sind noch nicht 
einmal für viele im Februar greifbar. 

Das Vertrauen in viele politische Maß-
nahmen scheint aufgezehrt. Nach dem 
fulminanten Start der Corona-App folgten 
bürokratische Exzesse bei Beantragungs-
formularen oder gar einer kurzfristigen 
Mehrwertsteuersenkung. Bestellvor-
gänge für Masken und Impfstoff doku-
mentieren nicht nur Lücken in der Kennt-
nis im Vertragsrecht, sondern werden 
mit dem anschließenden Verschieben 
auf andere Ebenen zum „Schwarzen-Pe-
ter-Spiel“. Die Terminvergabe für Imp-
fungen wie auch die Rückverfolgung von 
Infizierten mit Papier und Bleistift weisen 
in einer peinlichen Eindrücklichkeit den 
Ist-Zustand der Digitalisierung aus. 

So kann Politik keine Zuversicht ver-
mitteln, zumal sie das eigene Regie-
buch nicht kennt. 

Die Unterzeichner fordern daher: 

•	 schnellere Durchimpfung der Bevöl
kerung und keinen weiteren Leerlauf 
in den Impfzentren, 

•	 einen inhaltlich greifbaren und ver-
lässlichen Stufenplan nach Lage vor 
Ort für erste Lockerungen, 

•	 sofortige Öffnung der Gastronomie 
und des Einzelhandels bei vor-
liegenden Hygienekonzepten und 
Abstandsmaßnahmen, 

•	 Ablaufplan für das öffentliche Leben, 
die Schulen und Betriebe im Hinblick 
auf künftige Pandemiefälle, 

•	 schnellere Reaktionszeiten und besse-
re Ausstattungen der entsprechenden 
Verwaltungen, 

•	 flexiblere Gestaltung der Arbeits-
zeiten, um auf aktuelle Entwicklungen 
sofort reagieren zu können. 

Es gehört zur Wahrheit, dass der An-
spruch, sämtliche Risiken ausschließen 
zu können, nicht gegeben ist. Viele 
unserer Betriebe haben bewiesen, dass 
sie flexibel und innovativ sind und 
sich auch nicht davor scheuen, zu in-
vestieren, um den Anforderungen der 
Pandemie zu begegnen. Diesem Ver-

trauensvorschuss muss nun auch die 
Politik gerecht werden, indem sie sich 
nicht hinter teuren Beratern und Wort-
hülsen versteckt, sondern endlich han-
delt. Ein Blick über die Grenzen hinweg 
erweitert nicht nur den Horizont, son-
dern bietet auch Lösungsansätze. Und 
dies nicht nur bei der Durchführung 
von Impfungen. 

Wir wollen vom Tropf, erwarten keine 
Almosen, sondern eine vorsichtige 
Öffnung in unser altes Erwerbsleben. 
Unsere Mitarbeiter und Betriebe haben 
geliefert, jetzt muss auch die Politik 
liefern. 

Bastian Atzger,

bastian.atzger@mit-wueho.de,

www.mit-wueho.de

	

Ruth Baumann,

r.baumann@baumann-co.de,

www.mit-suedbaden.de

Rolf Buttkus, 

	 info@mit-nordbaden.de,

www.mit-nordbaden.de

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Baden-Baden/Rastatt

Harte Lockdowns beenden 
und verantwortungsvolle 
Öffnungsstrategie vorlegen

Dr. Anemone Bippes, Vorsitzende der 
Mittelstands- und Wirtschaftsunion  
Baden-Baden/Rastatt hat Minister-
präsident Kretschmann aufgefordert, 
harte Lockdowns zu beenden und 
umgehend ein Konzept für eine ver-
antwortungsvolle Öffnungsstrategie 
vorzulegen und in Baden-Württem-
berg umzusetzen. „Der Politik droht ein 
massiver Glaubwürdigkeitsverlust. Tag 
für Tag melden sich bei mir verzweifelte 
Unternehmer, die vor den Scherben ihrer 
Existenz stehen. Sie beklagen eine kom-
plett einseitig ausgerichtete Politik. Ver-
sprochene Hilfen kommen nicht oder viel 
zu spät“, so Dr. Anemone Bippes.
Immer lauter werden Stimmen, die die 
gegenwärtig geltenden Grundrechtsein-
schränkungen für verfassungswidrig er-
klären. So hat der rheinland-pfälzische 
Justizminister Herbert Mertin darauf hin-
gewiesen, dass das gerade angepasste 
Infektionsschutzgesetz des Bundes 
ab einer Inzidenz von 50 ‚umfassende 
Schutzmaßnahmen‘ zur Eindämmung der 
Pandemie ermöglicht. Bei einer Inzidenz 
zwischen 35 und 50 erlaubt das Gesetz da-

gegen nur noch ‚breit angelegte‘ Schutz-
maßnahmen, unterhalb der Inzidenz 
von 35 sogar nur noch ‚unterstützende 
Schutzmaßnahmen‘. Zwischen den ver-
schiedenen Inzidenzen besteht damit ein 
klar definiertes Stufenverhältnis.
„Der neue Bundesvorsitzende der CDU 
Armin Laschet greift mit seiner Kritik an 
einer Fixierung auf Verbote und immer 
neue Inzidenzwerte ein Unbehagen auf, 
das längst nicht mehr nur Kritiker der 
Maßnahmen empfinden. Wenn immer 
neue Inzidenzwerte festgelegt wer-
den, verlieren die Menschen das Ver-
trauen in die Rechtmäßigkeit und Sinn-
haftigkeit des Regierungshandelns in 
Baden-Württemberg.“
Dr. Anemone Bippes erinnert daran, dass 
die Verantwortung für die Corona-Maß-
nahmen grundsätzlich bei den Ländern 
liegen und in die jeweilige Landesver-
ordnungen münden. Aus dieser Ver-
antwortung darf sich Ministerpräsident 
Kretschmann jetzt nicht davonstehlen.
„Wir erwarten jetzt eine konkrete Per
spektive für die Wiedereröffnung der Be-
triebe. Bildung an den Hochschulen, Uni-

versitäten und Schulen muss in unserem 
Bundesland endlich wieder stattfinden. 
Wir fordern einen Fahrplan mit klaren 
und nachvollziehbaren Kriterien, wann, 
wer, unter welchen Bedingungen wieder 
öffnen darf. Dabei sind insbesondere 
die derzeit geschlossenen Branchen 
wie beispielsweise das Gastgewerbe 
und der Handel mit ihren funktionie-
renden Hygienekonzepten kurzfristig 
zu öffnen“, fordert Dr. Anemone Bippes 
abschließend.

Dr. Anemone Bippes,

info@anemonebippes.de,

www.mittelstand-bad-ra.de

Dr. Anemone Bippes, MIT-Landesvorstandsmit-
glied und Kreisvorsitzende MIT Baden-Baden/
Rastatt

Aus den Kreisen & Bezirken

IHR SPEZIALIST FÜR
ALTÖL- UND RESTSTOFFENTSORGUNG

Entsorgung und Verwertung von
• Altölen und Emulsionen
• Öl-/Fettabscheiderinhalten
• Ölverschmutzten Betriebsmitteln
• Kühl- und Bremsflüssigkeiten 
• Schleifschlamm
• Abwasserschlamm
• Abscheiderservice (Kontrolle, Wartung, 

Inspektion)

UNSERE LEISTUNGEN:
So erreichen Sie uns:
Tel.: 0621-804480
Holländerstraße 18 
68219 Mannheim 
www.fkm-buster.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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MIT Böblingen

Frauen im Mittelstand –  
viel erreicht und noch viel zu tun!

Am 11.02.2021 kamen drei hochkarätige 
Frauen zusammen, um über die Situation 
der Frauen im Mittelstand zu sprechen: 
Landtagsvizepräsidentin Sabine Kurtz, 
CDA- und CDU-Bundesvorstandsmit-
glied Monica Wüllner und die Präsiden-
tin der Unternehmerfrauen im Handwerk 
in Baden-Württemberg Ruth Baumann. 
Wer nun erwartete, dass man sich über 
die Gendersternchen austauscht und 
nach der Quote ruft, wurde schwer ent-
täuscht. Im Fokus standen tatsächlich 
die drängenden Probleme, denen sich 
oft nicht nur die Frauen, sondern auch 
der Mittelstand selbst gegenübersehen. 
Begrüßt wurden die Teilnehmerinnen 
von Elke Staubach von der Frauen Union, 
durch den Abend führten Dr. Andreas 

Wierse und Christopher R. Strese vom 
MIT-Kreisverband Böblingen, und das 
Schlusswort sprach Rainer Horvath vom 
Kreisverband der CDA.

Sabine Kurtz eröffnete die Veranstaltung 
mit einem Impulsvortrag, bei dem sie 
gleich auf die große Breite der Unter-
nehmen im Mittelstand hinwies: vom 
Handwerker und den Freiberuflern bis 
hin zu mittelständischen Weltmarkt-
führern. Dementsprechend breit sind 
auch die Rollen der Frauen angelegt. Frau 
Kurtz, selbst in einem mittelständischen 
Unternehmerhaushalt aufgewachsen, 
betont, dass 65 % aller Beschäftigten in 
kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen beschäftigt sind. In Zeiten der 

Pandemie sieht sie eine noch stärkere 
Belastung gerade der Frauen, da sie u. 
a. durch die Problematik geschlossener 
Kitas und Schulen besonders betroffen 
sind.

Auch Monica Wüllner sieht die Leistun-
gen des Mittelstands als unterschätzt: 
Die Ausbildungsquote im Mittelstand 
liegt deutlich über der der Konzerne: 
80 % der beruflichen Ausbildung leistet 
der Mittelstand. Und dass viele Frauen als 
„heimliche Chefin“ gleichberechtigt ihren 
Beitrag leisten, findet sich im Zahlenwerk 
nur unzureichend wieder. Sie sieht auch 
noch großen Entwicklungsbedarf bei der 
gerechteren Verteilung der Erziehungs-
lasten in den Familien. Auch wenn heute 

Intensiver digitaler Austausch bei der Veranstaltung „Frauen im Mittelstand“ der MIT Böblingen

Aus den Kreisen & Bezirken
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schon viele Männer die Elternzeit nutzen, 
gibt es dennoch viele Bereiche, in denen 
Frauen strukturelle Nachteile erleben; 
so gehen beispielsweise nach der Eltern-
zeit deutlich mehr Frauen in Teilzeit als 
Männer.

Bei der Definition des Begriffs „Mittel-
stand“ sieht Ruth Baumann definitiv 
eine Geisteshaltung. Die Chefin ist 
greifbar und kennt jede Mitarbeiterin 
auch persönlich. Der Mittelstand 
denkt, wie Familien, in Generatio-
nen und nicht in Legislaturperioden 
wie die Politik. Besonders zu schaffen 
macht ihr, wie viele bürokratische Re-
gelungen in das sehr vertrauensvolle 
Zusammenspiel im Unternehmen ein-
greifen und Abläufe zum Teil deutlich 
verkomplizieren. Elternzeit hat in klei-
nen Betrieben größere Auswirkungen, 
da Arbeit hier nicht so leicht auf andere 
verlagert werden kann. Im Hinblick auf 
Betriebsübernahmen sieht sie auch ein 
Imageproblem der Unternehmer: Des-

sen Tätigkeit wird oft negativ gesehen, 
es geht fast unter, dass die gestaltende 
Tätigkeit auch großen Spaß machen 
kann.

In der darauffolgenden Diskussion wur-
den viele Themen angesprochen, dabei 
wurde schnell klar, dass die dringends-
ten Themen Frauen und Männer tat-
sächlich gleichermaßen betreffen. Eine 
immer stärkere Bürokratisierung, die 
oft nur spärlich oder nicht in die rich-
tige Richtung fließenden Corona-Hil-
fen, die schwindende Bereitschaft zur 
Unternehmensgründung oder die Frage-
stellungen rund um Betriebsübernahmen 
sind letztlich geschlechtsneutral.

Natürlich gibt es immer noch Bereiche 
und Branchen, in denen Frauen deutlich 
unterrepräsentiert sind, aber auch dort 
sind Verbesserungen erkennbar. Be-
sonders erfreulich ist, dass inzwischen 
zahlreiche Aktivitäten zur Unter-
stützung von Frauen spürbare Erfol-

ge zeigen, auch wenn sicher noch viel 
zu tun ist. Insbesondere eine positive 
Wahrnehmung des mittelständischen 
Unternehmers, des Handwerksmeisters 
ist hierbei von Bedeutung: Aktionen 
wie der Girls Day helfen dabei, aber 
auch Vorbilder, also Frauen, die sicht-
bar engagiert und erfolgreich agieren, 
verändern die Wahrnehmung gerade 
bei Berufsanfängerinnen.

Die unterschiedlichen Aspekte wurden 
von den Podiumsteilnehmerinnen durch-
aus kontrovers beleuchtet, was den Teil-
nehmerinnen sowohl einen spannenden 
als auch erkenntnisreichen Abend brach-
te. Aber alle waren sich einig, dass be-
reits einiges erreicht wurde und dass ge-
meinsame Anstrengungen der beste Weg 
sind, um die noch bestehenden Hinder-
nisse aus dem Weg zu räumen.

Dr. Andreas Wierse,

mit@wierse.de,

www.mit-boeblingen.de

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Lörrach

Das langsame Sterben der Landwirtschaft

Eine Fahrt aus dem Wiesental in den Steinener Teilort Hägel-
berg ist interessant. Schnell verlässt man das stark indust-
riell geprägte vordere Wiesental, um in einem von der Natur 
und Landwirtschaft geprägten Umfeld anzukommen. Dieser 
schnelle räumliche Wechsel macht nämlich die Attraktivität 
des Landkreises Lörrach aus. Zum einen präsentiert sich der 
Landkreis Lörrach als attraktiver Wohn- und Arbeitsstandort im 
wirtschaftlich international ausgerichteten Dreiländereck, zum 
anderen ist er ein attraktives Ziel für den Naherholungs- und 
Ferntourismus. 

Zu dieser Attraktivität trägt die Landwirtschaft maßgeb-
lich bei. Rund ein Drittel der Kreisfläche wird von etwa 1.000 
Landwirtinnen und Landwirten bewirtschaftet, deren Betriebe 
vielfältig strukturiert sind. Meist versorgen sie als Haupt- und 
Nebenerwerbsbetriebe die Kreisbevölkerung mit regionalen 
Erzeugnissen, deren Nachfrage stetig steigt, weil der Trend zu 
lokal erzeugten Lebensmitteln immer stärker wird. Hier enga-
giert sich auch der Kreisverband der Lörracher Mittelstands- 
und Wirtschaftsunion, denn die meisten landwirtschaftlichen 
Betriebe in dieser Region weisen mittelständische Betriebs-
strukturen auf.

Also kann man annehmen, dass alles in Ordnung ist und der 
Besuch eines CDU-Landtagskandidaten beim Glaserhof am 
03.02.2021 in Hägelberg zu den leichten Übungen im Wahl-
kampf gehört, denn der konservativen Partei wird gerne ein 
gutes Verhältnis zu den Agrarbetrieben attestiert. 

Aber so einfach ist es schon lange nicht mehr. Viele Bauern 
kehren der CDU zunehmend den Rücken zu. Sie sehen ihre 
wirtschaftliche Zukunft gefährdet und denken bisweilen schon 
mal ans Aufgeben, was auch Auswirkungen auf die Wirtschafts-
struktur und die touristische Attraktivität des Landkreises hat. 
Davon erfuhren Christof Nitz und Anja Herzog aus erster Hand 
bei ihrem Informationsbesuch, zu dem die MIT miteingeladen 
hatte. Hanspeter Glaser stellte seinen Betrieb vor. Als Familien-
betrieb in der 7. Generation betreibt er eine Schweinemast mit 
700 Schweinen, bebaut 40 ha Acker- und 30 ha Grünland. Seit 
2011 betreibt er als innovatives Standbein zusätzlich eine Bio-
gasanlage zur Energieerzeugung – die einzige im ganzen Land-
kreis. Ob der Betrieb in der 8. Generation von seinem Sohn Mi-
chael weitergeführt werden wird, steht noch in den Sternen. Die 
Zukunft schätzt der Landwirt derzeit als ungewiss ein.

Landwirte wie er müssen häufig ums Überleben kämpfen, be-
richtet Hanspeter Glaser. Viele von ihnen würden das Handtuch 
werfen, weil sie sich von der EU-Agrarpolitik nicht ausreichend 
unterstützt fühlen. Erst ab einer Größe von 200 ha an aufwärts 
würden Betriebe davon profitieren. Und dieser Trend zu immer 
größeren Beständen setze sich fort. Die Folgen davon seien 

große monostrukturierte Agro-Industriebetriebe mit intensiv 
bewirtschafteten Monokulturen, die in den Genuss von hohen 
EU-Subventionen gelangen würden. Die kleineren Anwesen je-
doch würden immer stärker in die Falle der hohen Investitionen 
und der geringen Erzeugerpreise geraten. Und gerade sie hät-
ten angesichts der neuen Agrarverordnungen einen hohen In-
vestitionsbedarf. Auch die kleineren Betriebe müssten in teure 
Maschinen und Gerätschaften investieren, obwohl sich diese 
für ihre Hofgröße gar nicht rentierten. 

Glaser verdeutlichte dies an der Düngeverordnung, welche mit 
ihren neuen und restriktiven Auflagen eine besonders zeit- und 
flächengenaue Düngung erforderlich macht. Dazu braucht man 
heutzutage ein hochmodernes und teures „Schleppschuh-Gülle-
fass“. Bisher habe er dieses bei Bedarf vom Landmaschinenver-
leih angefordert. Aber die vorgeschriebenen Ausbringfristen 
und -wetterlagen würden oft zu einer erhöhten Nachfrage beim 
Verleiher führen, so dass er selbst an eine Anschaffung denke, 
um seine betriebliche Flexibilität zu erhalten.

Was jedoch Hanspeter Glaser besonders auf die Palme bringt, 
ist die Beantragung von Fördermitteln aus dem sogenannten 
„Bauernmilliarden-Programm“, welches als Ausgleich für die 
verschärfte Düngeverordnung von der Großen Koalition be-
schlossen wurde. Aus diesem Fonds beantragte er einen Zu-
schuss für das erwähnte Güllefass. Am Montag, 11. Januar 2021 
um 12:00 Uhr, sei er wie viele tausend andere Landwirte auch 

Aus den Kreisen & Bezirken

(V. l. n. r.) Christof Nitz (Landtagskandidat), Hanspeter Glaser, Sabine Glaser, 
Michael Glaser, Anja Herzog (Zweitkandidatin) und Marc Sutterer (CDU-
Fraktionssprecher im Steinener Gemeinderat)
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vor dem Computerbildschirm gesessen. Zu diesem Zeitpunkt 
sollte nämlich der Weblink zu den Antragsformularen auf der 
Homepage der Rentenbank erscheinen. Erst nach langen Stun-
den und vielen Fehlermeldungen konnte er die Onlineanträge 
einreichen, um dann – wie viele seiner Kollegen auch – die la-
pidare Meldung zu erhalten, dass die Fördergelder nun schon 
alle vergeben seien. Glaser versteht nicht, warum diese Gelder 
im „Windhundverfahren“ genehmigt würden und hofft nun mit 
gemischten Gefühlen auf eine Wiederholung des Antragsver-
fahrens. Er schätzt, dass auch dann wieder enttäuschte Land-
wirte zurückbleiben werden. Dass die Bundeslandwirtschafts-
ministerin das Förderprogramm als einen „vollen Erfolg“ feiere, 
kann er nicht nachvollziehen.

Wie die meisten Landwirte könne er gar nicht so einfach auf 
wirtschaftliche Veränderungen reagieren. Während andere Unter-
nehmer ihre Angebotspalette schnell ändern könnten, würde ihm 
dieser Weg durch zahlreiche Agrarverordnungen erschwert. Das 
„Grünlandumbruchsverbot“ der grün-schwarzen Landesregierung 
bezeichnet er als „Enteignung durch die Hintertür“. Dabei müss-
te er zurzeit besonders flexibel agieren können. Sein Mastbetrieb 
sei seit Mai 2020 ein Zuschussbetrieb. Schon immer seien die Er-
löse aus der Schweinemast dem sprichwörtlichen Schweinzyklus 
unterworfen gewesen, aber seit dem Ausbruch der afrikanischen 
Schweinepest seien die Preise massiv eingebrochen. Weil die 
Landwirte den Preis für ihre Erzeugnisse nicht selbst bestimmen 
können, seien sie immer stärker auf staatliche Subventionen an-
gewiesen. Die immer höheren staatlichen Auflagen schränken die 
Bewirtschaftung und die Wirtschaftlichkeit der Betriebe ein und 
führen zu einer Benachteiligung im EU-Wettbewerb. Er befürchtet 
nämlich, dass in den Nachbarländern die Auflagen weniger restrik-
tiv gehandhabt würden.

Ärgerlich findet Hanspeter Glaser auch die Wertschätzung 
seines Berufstandes. Nur die Agrarindustrie habe eine Lobby, 
während die kleinen und mittelständischen Betriebe bei der 
Bundes- und den jeweiligen Landesregierungen kaum Gehör 
fänden. In der Bevölkerung würde man zunehmend als Tier-
quäler, Umweltverschmutzer oder Subventionsbetrüger wahr-
genommen werden. Doch gerade diese Betriebe seien für die 
Lebensmittelerzeugung in Deutschland dringend notwendig. 
Sonst würden die Lieferketten immer komplexer und damit auch 
intransparenter. Aber gerade die Nähe und Regionalität der Er-

zeugnisse würden vom Verbraucher geschätzt werden, weil sie 
zur Nachhaltigkeit und zum Klimaschutz betragen würden.

Hier sehe Glaser den Landtagskandidaten in der Pflicht. Er er-
warte von ihm ein konsequentes Eintreten für den Erhalt der 
lokalen Landwirtschaft. Die kleinen und mittelständischen Be-
triebe seien häufig innovativ und würden zunehmend auf die 
lokale Vermarktung ihrer Produkte setzen. Denn Verbraucher 
im Kreis könnten immer weniger nachvollziehen, wenn ihre täg-
lich benötigten Lebensmittel von weither herbeigeschafft oder 
sogar aus dem Ausland importiert würden. 

Aus seiner langjährigen Tätigkeit als Bürgermeister von Schopf-
heim sei ihm diese Situation bekannt, berichtete Nitz. Er habe 
zusammen mit dem damaligen Bundestagsabgeordneten Armin 
Schuster an Vorschlägen für Förderprogramme auf Landes-
ebene gearbeitet, um die besondere Landwirtschaftsstruktur 
im Kreis zu erhalten.

Ohne diese Unterstützung befürchte Nitz einen weiteren Rückgang 
der bäuerlichen Betriebe im Kreis. Aber gerade sie würden einen 
wertvollen Beitrag zum Erhalt des vielfältigen Landschaftsbildes 
leisten, welches wiederum für das Gast- und Tourismusgewerbe 
eine wichtige Grundlage darstelle und auf diese Weise auch den 
wirtschaftlichen Erfolg des Landkreises fördern würde.

Auch der MIT-Kreisverband Lörrach verfolgt die Entwicklung 
der Landwirtschaft mit Sorge. Jedes zwölfte kleine und mittel-
ständische Unternehmen ist ein Agrarbetrieb. Jedoch: die land-
wirtschaftlichen Flächen werden knapper und die dirigistischen 
Eingriffe stetig schärfer. Die Erwartungen von Verbrauchern 
und Medien steigen, doch das Konsumverhalten orientiert sich 
weiterhin stark am Preis. Die betriebswirtschaftliche Rentabili-
tät gerät zunehmend unter Druck und schon heutzutage ist das 
unternehmerische Instrumentarium der Landwirte zur Markt-
anpassung massiv eingeschränkt. Weil die Landwirtschaft im 
Zeitalter der erneuerbaren Energien und nachwachsender Roh-
stoffe ein Motor für Innovationen ist, muss unsere Politik dafür 
Sorge tragen, dass diese mittelständischen Unternehmen am 
Markt bestehen bleiben.

Dietrich Eberhardt,

dietrich.eberhardt@itrc.de

Aus den Kreisen & Bezirken



25

Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Karlsruhe-Stadt

Online-Diskussion mit Carsten Linnemann, 
Katrin Schütz und Dr. Rahsan Dogan 

“Welche wirtschaftspolitischen Impulse helfen unserem 
Mittelstand nach der Krise?“ war das Thema, zu dem Staats-
sekretärin Katrin Schütz zwei Tage vor der Wahl Carsten 
Linnemann MdB begrüßen konnte. Der Wirtschaftsstand-
ort Baden-Württemberg ist von seiner Exportstärke und 
der großen Rolle des Mittelstands geprägt. Damit es nach 
der Krise so bleibt, bedarf es jetzt weniger Bürokratie, der 
Stärkung der Innovationskräfte sowie mehr künstlicher In-
telligenz (KI), einer durchgehenden Digitalisierung, eines 
Innovationsnetzwerks aus Start-ups und etabliertem Mittel-
stand, aber keiner Steuererhöhungen, so Schütz. 
Da konnte der MIT-Bundesvorsitzende nur zustimmen. Statt 
Steuererhöhungen braucht der Mittelstand in der Krise 
vielmehr eine Perspektive. Immerhin habe dank des CDU-
geführten Wirtschaftsministeriums die Auszahlung der 
Landeshilfen geklappt. Der Hauptgrund, warum es im Bund 
und vielen Ländern bei der Auszahlung nicht klappen würde, 

sei, dass die Finanzämter nicht eingebunden sind, obwohl 
diese alle Firmendaten haben. Diese Lösung sei letztlich am 
SPD-Bundesfinanzminister gescheitert, so Linnemann. 

Verpasste Chancen – zerredete Chancen
Er forderte die Union auf, in der Mittelstandspolitik neue 
Wege zu gehen. Die Unternehmen müssten jetzt entlastet 
werden, denn China wachse schon wieder. Da müsse mehr 
kommen als das Thema Bürokratieabbau, zumal wir als CDU 
hier längst ein Glaubwürdigkeitsproblem hätten, so Lin-
nemann. Natürlich braucht es trotzdem ein umfassendes 
Bürokratieabbaugesetz. In Karlsruhe, so Rahsan Dogan, 
beschweren sich Start-ups wie Pflegeeinrichtungen massiv 
über stetig wachsende Dokumentationspflichten.
 
In der von der MIT-Kreisvorsitzenden Inka Sarnow mode-
rierten Diskussion nennt Matthias Hornberger, Vorstands-

(V. l. n. r.) Dr. Rahsan Dogan, MIT-Kreisvorsitzende Inka Sarnow und Staatssekretärin Katrin Schütz während der Online-Diskussion
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vorsitzender des CyberForums Karlsruhe, als Grund vieler 
Probleme “ultimative Einzelfallgerechtigkeit gepaart mit ma-
ximalem Datenschutz”. Beides blockiere beim Kampf gegen 
Corona vieles. Außerdem müssen Start-ups endlich stärker 
in die öffentliche Auftragsvergabe einbezogen werden, da 
sie oft B2B anbieten. Überhaupt laufe gerade in Verwaltung 
und Mittelstand die Umsetzung von KI viel zu langsam. Hier 
müsste man zuerst einmal anwenden und ausprobieren, da-
nach könnte dann kontrolliert werden. Linnemann wandte 
ein, dass die CDU die öffentliche Vergabe für Start-ups im 
Programm habe und sich für KI beim Mittelstand einsetze. 
Denn in 15 Jahren werde es keinen Maschinenbauer mehr 
ohne KI geben. Für ihn ist Deutschlands Grundproblem, dass 
wir viel zu oft darüber reden, wie wir in 15 Jahren leben sol-
len, aber viel zu selten fragen, wovon. 

Dies greift Matthias Hornberger auf. Er fordert, den neuen 
Technologien eine Chance zu geben, da man ja oft nicht 
wisse, was die Anwendung wirklich bringt. Stattdessen 
werde häufig daraus gleich eine Moraldebatte gemacht, 
während China, die USA oder Israel längst handeln und uns 
reden ließen, wie zuletzt bei der gescheiterten Corona-Warn-
App. Hier ergänzt Katrin Schütz die aktuellen Probleme bei 
der Zusammenarbeit zwischen Start-Apps und Gesundheits-
ämtern. Für Hornberger liegt der Irrsinn darin, dass wir alle 
die US-Anwendungen bei Google oder Facebook benutzen, 
deren Entwicklung wir in Deutschland blockieren. Ob Ver-
gaberecht oder EU-Regeln, Start-ups und kleinere Mittel-
ständler würden benachteiligt. Und aus Brüssel oder Berlin 
“kommt immer noch was drauf”. Hier müsse die CDU endlich 
mehr Engagement für die betroffenen Unternehmen zeigen, 
so der eindeutige Tenor der Diskussion. 

Grundlegender Wechsel in der Wirtschaftspolitik tut Not
Carsten Linnemann klingt fast schon verzweifelt, wenn er fest-
stellt, dass in unserem jetzigen politischen wie gesellschaft-
lichen System nichts mehr funktioniere. Auf allen Ebenen fehlt 
aktuell der Mut zu handeln, jeder verstecke sich hinter irgend-
welchen Anordnungen, um keine Entscheidungen zu fällen. 
Oft funktioniert es wie im digitalen Unterricht nur, weil man 
kreativ mit Vorschriften umgeht. In zukünftigen Koalitionsver-
einbarungen muss stehen, dass die untergeordneten Ebenen 
endlich mehr Entscheidungsfreiheiten bekommen. Als Positiv-
beispiele nennt der MIT-Chef die Impfterminvergabe in Schles-
wig-Holstein durch Eventim und die in Baden-Württemberg zu-
erst im Reallabor erprobte Telemedizin. 

Die aktuellen, oft schwer nachvollziehbaren Corona-Regeln 
führten nicht nur beim Einzelhandel zum Gefühl der Ungleich-
behandlung bzw. staatlichen Willkür. Diese Grundstimmung 
konnten praktisch alle Teilnehmer bestätigen. Die strukturel-
le Ungleichbehandlung, wie z. B. zwischen Buchhandel und 
Einzelhandel oder auch zwischen den Bundesländern, hat 
zu Verbitterung geführt, zumal einzelne Gerichtsurteile Ein-
schränkungen und Verbote aufheben. Und nicht nur der grüne 
Ministerpräsident missachtet in solchen Fällen die Meinung sei-
nes Justizministers.

Am Schluss nannte Carsten Linnemann die wichtigsten Punk-
te für erfolgreiche Unionspolitik in und für Deutschland:

•	 Eine Unternehmenssteuerreform mit einem Steuersatz 
von 25 % und einer entsprechenden Gleichstellung von 
Personen- und Kapitalgesellschaften.

•	 Keine zusätzlichen Steuern ohne Ausnahme, da Deutsch-
land längst ein Hochsteuerland sei. 

•	 Es müsse mehr Freiräume und Flexibilität bei der Arbeits-
zeitgestaltung gegeben. Ausnahme: die 7 - 8 % der 
Arbeitskräfte, die tatsächlich einer schweren körper-
lichen Beschäftigung nachgingen. 

•	 Digitalisierung, KI schnell umsetzen. 

•	 Verpflichtendes Gesellschaftsjahr nach der Schule – 
“nicht nur Disko, sondern Diskurs”.

•	 Vorschulpflicht für alle Kinder, die Probleme mit der 
deutschen Sprache haben. 

•	 Amtszeitbegrenzung auf 8 Jahre für Regierungsämter, 
da man dann “im Amt Dampf macht” und eben nicht nur 
Probleme aussitze. 

Ein starkes, ja scharfes Wahlprogramm ist für einen Unions-
erfolg bei der Bundestagswahl unverzichtbar. Die Partei 
muss wieder lebendiger werden und sich von einer von 
Koalitionskompromissen geprägten Regierung emanzipie-
ren. Für Carsten Linnemann, stellvertretender Vorsitzender 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, muss die Union weiter-
hin von der Mitte bis rechts das gesamte bürgerliche Lager 
repräsentieren – bei klarer Abgrenzung von Radikalen und 
Extremen. Da dürfe man sich auch nicht durch die links-
liberalen Medien einschüchtern lassen. Wenn man hier 
dem Gegenwind standhalten und seine Position mit guten 
Argumenten und Sachverstand verteidigen könne, werde 
man als CDU wieder die Debatten gewinnen. Wenn man 
aber weitermache wie bisher und Stimmungen hinterher-
liefe oder auf eine möglichst breite mediale Zustimmung 
schiele, dann könne es CDU/CSU so ergehen wie den Kon-
servativen und Christdemokraten in Italien, Frankreich 
oder den Benelux-Staaten, die ihren Status als Volkspartei 
eingebüßt hätten.

In ihrem Schlusswort dankte Dr. Rahsan Dogan Carsten Lin-
nemann für sein ebenso souveränes wie authentisches Auf-
treten und seine klaren Positionen, mit denen die Union sich 
für den Bundestagswahlkampf und die Zukunft erfolgreich 
aufstellen könne. 

Johannes Krug,

info@mit-karlsruhe.de,

www.mit-karlsruhe.de

Aus den Kreisen & Bezirken
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Aus den Kreisen & Bezirken

Mit großer Trauer haben wir vom Tod unseres langjährigen aktiven Mitstreiters und 
Freundes, dem früheren Kreisvorsitzenden und Ehrenvorsitzenden des Kreises Esslingen

Jürgen Preuß
erfahren müssen, der am 20. Januar 2021 im Alter von 79 Jahren in Hannover  

verstorben ist.

Jürgen Preuß war seit 1995 als Beisitzer im Kreisvorstand tätig und wurde beim Kreis-
mittelstandstag 1997 als Kreisvorsitzender gewählt. Aktiv, stets freundlich und ver-
bindlich, aber auch immer nachdrücklich vertrat er die Interessen der Mittelständler 
im Kreis Esslingen auch und gerade in der CDU. Auch in der Kreis-MIT sorgte er durch 
viele politische und gesellige Veranstaltungen für einen großen Zusammenhalt.

2002 siedelte er mit seiner Frau Monika nach Hannover über, um dort seinen Lebens-
abend zu genießen. Zuvor, im Jahre 2001, übergab er einen aktiven und einigen Kreis-
vorstand und wurde für seine Verdienste zum Ehrenvorsitzenden ernannt.

Leider mussten wir nun von seinem Tod erfahren. Voller Trauer und voller Dankbar-
keit denken wir an unsere gemeinsame Zeit, unsere gemeinsame Arbeit und an die 
vielen angenehmen und schönen menschlichen Begegnungen zurück und werden ihn 
als guten Freund immer in ehrender Erinnerung behalten. 

Unsere Gedanken und unser Mitgefühl gilt seiner Frau Monika und seinen Angehörigen. 

In stillem Gedenken

MIT Esslingen

Es ist egal, 
zu welchem Zeitpunkt
man einen Menschen verliert,
es ist immer zu früh,
und es tut immer weh.
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MIT für Reform des  
öffentlich-rechtlichen Rundfunks 

Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
(MIT) hat ein Reformkonzept für den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk (ÖRR) be-
schlossen. Mit diesem Konzept spricht 
sich die MIT für einen starken öffentlich-
rechtlichen Rundfunk aus. Das Konzept 
sieht vor, den ÖRR einer Aufgaben- und 
Strukturkritik zu unterziehen und Mehr-
fachstrukturen zu reduzieren. Zugleich 
setzt sich die MIT für eine Stärkung des 
Informations-, Bildungs- und Kultur-
angebots ein: „mehr Korrespondenten 
im In- und Ausland, Ausweitung der 
Regionalberichterstattung, mehr Do-
kumentationen, zusätzliche Live-Über-
tragungen von politisch, wirtschaftlich, 
gesellschaftlich und kulturell relevanten 
Ereignissen“, heißt es in dem Beschluss. 

Unter dem Strich erwartet die MIT durch 
die Reform Entlastungen für die Beitrags-
zahler. MIT-Chef Carsten Linnemann: 
„Wir bekennen uns klar zum öffentlich-
rechtlichen Rundfunk, den wir in seinen 
Kernbereichen ausbauen wollen. Zu-
gleich haben wir eine Reihe von Vor-
schlägen erarbeitet, die zu einer effizi-
enteren Organisation und in der Folge zu 
mehr Einsparungen führen.“ 

Das Konzept war in eineinhalb Jahren in 
sechs Werkstattgesprächen von Wett-
bewerbsökonomen, Medienpolitikern und 
ehemaligen Mitarbeitern und Gremienmit-

gliedern öffentlich-rechtlicher Anstalten 
entwickelt worden. Nach dem Entwurf der 
Expertenkommission gab es viel Zuspruch, 
aber auch Kritik. In einer mehrstündigen 
Diskussion hat sich der Bundesvorstand 
gemeinsam mit Experten aus der Kommis-
sion mit der Kritik auseinandergesetzt und 
das Konzept angepasst. Daran mitgewirkt 
haben unter anderem der Wettbewerbs-
ökonom Professor Justus Haucap und der 
frühere Direktor der Landesmedienanstalt 
NRW Jürgen Brautmeier.

Mit dem Konzept wolle die MIT die Dis-
kussion um wirklich grundlegende Refor-
men anstoßen, so Gitta Connemann, MIT-
Vorstandsmitglied und stellvertretende 
CDU/CSU-Bundestagsfraktionsvor-
sitzende für Medien: „Wir bekennen uns 
zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Er 
steht für Meinungs- und Informations-
freiheit. Er ist für uns existenziell. Aber 
Rundfunklandschaft und Nutzerver-
halten haben sich verändert. Auf die Di-
gitalisierung muss der öffentlich-recht-
liche Rundfunk reagieren. Unser Ziel ist 
ein attraktiverer öffentlich-rechtlicher 
Rundfunk, der auch größeren Rückhalt in 
der Bevölkerung findet.“

Hubertus Struck,

info@mit-bund.de,

www.mit-bund.de

Den entsprechenden Beschluss 
dazu finden Sie auf der Webseite 
der Mittelstands- und Wirtschafts-
union unter https://www.mit-bund.
de/content/ard-und-zdf-mit-fuer-
reform-des-oeffentlich-rechtlichen-
rundfunks. 
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Es reicht!  
Der Mittelstand duldet keine weiteren  
Fehlentscheidungen! 

„Es reicht uns jetzt endgültig!“, so der Landesvorsitzende 
Oliver Zander. „Müssen wir unsere Mittelstandsunter-
nehmen ernsthaft erst zum Boykott aufrufen, bevor die MPK 
oder eine andere Hinterzimmerrunde verstehen, dass ohne 
Praktiker aus der Wirtschaft nichts als Fehlentscheidungen 
gefällt werden? Fehlentscheidungen dahingehend, was 
die Gleichheitsbehandlung angeht! Fehlentscheidungen 
dahingehend, was die Umsetzung angeht! Das einzige, was 
diese - man möchte sie fast „Hinterzimmertüftler“ nennen 
- schaffen, ist Kostenproduktion und das Gefühl, sämt-
lichen Rechts beraubt zu werden. Geht es hier noch um das 
Virus, oder geht es hier nur um das bloße Beherrschen der 
Bevölkerung, um die Folgen der schon getroffenen Fehlent-
scheidungen und Skandale besser vertuschen zu können? 

Jeder Unternehmer schafft das, was die Regierung aktuell 
nicht hinbekommt: eigene gute Hygienekonzepte, das Ein-
richten von Testzentren, in denen die eigenen Mitarbeiter 
auf Kosten der Unternehmen getestet werden sowie die 
damit verbundene Weiterverfolgung. Wenn die Unter-
nehmen dürften, würden sie das ebenfalls auch mit dem 
Impfen so regeln. 

Weitere Hinterzimmerfestlegungen, welche die Unter-
nehmen, die kurz vor dem Abgrund stehen (weil sie schon 
mindestens 9 Monate, wenn nicht länger, geschlossen sind) 
noch weiter schädigen und durch sämtliche Auszahlungs-
raster fallen? Zum Glück kam wenigstens hierzu die Ein-
sicht der Kanzlerin Merkel, und sie hat die Ruhetagsanord-
nung wieder zurückgenommen. Auch wenn hier ein kleiner 
Beigeschmack dahingehend bleibt, dass die Rücknahme 
den damit verbundenen rechtlichen Schwierigkeiten zu 
verdanken ist. 

Es stellt sich hier erneut die Frage, wer das Ganze letzt-
endlich bezahlen soll. Etwa die Unternehmen, die aufgrund 
dieser andauernden Fehlentscheidungen langsam aber 
sicher in die Insolvenz gehen müssen? Oder die Unter-
nehmen, deren Mitarbeiter entlassen werden müssen? 
Von wieviel Unternehmern sollen letztendlich denn noch 
Steuergelder generiert werden? Wird dann die Regierung 
die Gelddruckmaschine anwerfen und erfolgreich an einer 
Rezession arbeiten? Die Börsen reagieren bereits heftig. 
Das Wirtschaftswachstum ist ebenfalls schon erheblich 
geschrumpft. 

Das Umland lacht bereits über Deutschland. Das Land, das 
einstmals vor Innovation und Erfinderreichtum gestrotzt 

hat. Das Land, das einmal Vertrauen in die Regierung hatte 
und vor allem in dem der Wirtschaft noch Gehör geschenkt 
wurde. Aktuell handelt die Regierung wie von Angst ge-
fangen und hört nur auf einen Ratgeber, den Virologen. 
Sogar auf Virologen, die jahrelang aufgrund politischer 
Arbeit nicht einmal mehr praktiziert haben. Der Virologe 
als Wirtschaftsfachmann? Hier kann man leider nur noch 
den Kopf schütteln!

Angelika Harm (Pressesprecherin),

harm@mit-lvbw.de,

www.mit-bw.de
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Technologieoffen in die 
Zukunft

Wissenschaft 
statt  
Ideologie

Die Wissenschaft hat der Politik eines vo-
raus: Sie agiert mehrdimensional, denkt 
„out of the box“ und muss Zukunft nicht 
ideologisch definieren. Sie schafft Zu-
kunft. Wenn man sie denn lässt.

Seit die Grünen und ihre Vorfeld-
organisationen wissen, wie bereitwillig 
große Teile der deutschen Politik und 
Medienlandschaft ihrer Marketing-
kampagne mit der Klima-Panik folgen, 
läuft der – Sie verzeihen mir bitte das 
Wortspiel – grüne Motor heiß. Die 
Öko-Lobby hat als Ziel, eine einzige 
(„richtige“) Denkweise gesellschaft-
lich zu verankern und alle, die nicht im 
grünen Gleichschritt mitmarschieren, 
als Klimaleugner oder Wissenschafts-
leugner zu stigmatisieren.

Auch die Medien erwähnen nur un-
gern, dass die Öko-Lobby selbst wissen-
schaftliche Ergebnisse nach eigenem 
Ermessen interpretiert und mit ideo-
logisch gefärbten Studien den wissen-
schaftlichen Diskurs verzerrt. Generell 
gilt der Grundsatz, dass nicht sein kann, 
was nicht sein darf, und so wird medial 
durch Beschönigen auf der einen Seite 
und Weglassen auf der anderen zu die-
ser Fehlentwicklung beigetragen.

E-Fokus ist E-infalt
Noch vor wenigen Jahren wurden für 
den Stromverbrauch Staubsauger in 
ihrer Leistung gedrosselt, heute for-
dert (und fördert) die Politik eine weder 
technisch ausgereifte noch ökologisch 
vorteilhafte E-Mobilität. Für die ange-
dachten Stückzahlen ist der benötigte 
Strombedarf nicht erneuerbar zu de-
cken, Batterien benötigen Unmengen 
an Rohstoffen und aufgrund der hohen 
Brandgefahr ist zunehmend E-Autos die 
Zufahrt vieler Parkhäuser untersagt.

Auch Häuslebauer sollen dazu verdonnert 
werden, ihr Dach oder ihre Hauswand mit 
Solarpaneelen zu „verschönern“. Über 
Leistungsverluste, Dauer der Haltbarkeit 
und die immensen Entsorgungsprobleme 
schweigen sich die Anbieter aber aus, 
und nicht wenige Hausbesitzer sehen am 
Ende entsetzt auf ihre Endabrechnung, 
weil sich die wohlgepriesene Investition 
nicht gelohnt hat.

Da ist es ein Lichtblick, dass die Be-
schlusslage der MIT eindeutig ist: 
für Technologiefreiheit bei der An-
triebstechnik. Zwar hat sich die Politik 
bereitwillig dem grünen Weg gefügt, 
doch scheint das (auch von der MIT an-
geregte) Umdenken Früchte zu tragen. 
Bestes Beispiel hierfür ist der Bereich 
Wasserstoff, den die Bundesregierung 
aktiv unterstützt.

Wissenschaft findet neue Wege
Wie jubelte die E-Lobby, als sich bei Tests 
Probleme für Wasserstofffahrzeuge er-
gaben. Die Lagerhaltung von Wasser-
stoff sei energieaufwendig, hohe Drücke 
machten Tankstellen gefährlich oder der 
Wirkungsgrad sei viel zu gering. Alles 
zwar legitime Argumente, über die man 
reden kann, aber kein Grund, politisch 
alles auf eine Karte zu setzen. Nach über 
100 Jahren Abhängigkeit vom Öl sollten 
wir uns keine neue schaffen.

Wie gut, dass die Forschung „out of 
the box“ denkt. Wo Politiker auf dem 

Wissensstand von gestern die Motoren-
technik von 2030 definieren, präsen-
tiert beispielsweise das Fraunhofer 
Institut die Wasserstoff-Patrone: Eine 
Paste aus komprimiertem Wasserstoff 
auf Magnesiumbasis (Magnesium-
hydrid) mit der zehnfachen Energie-
dichte einer Lithium-Batterie. Kommt 
dies in Verbindung mit Wasser, wird 
der Wasserstoff kontrolliert freigesetzt 
und ermöglicht Reichweiten wie bei 
modernen Verbrennungsmotoren bei 
geringster „Betankungsdauer“.

Ob sich dieses Konzept durchsetzt, 
sei zunächst dahingestellt. Es ist ein 
langer Weg von der Forschung bis 
zur Marktreife und der Übernahme in 
Fahrzeugmotoren. Aber dieses Beispiel 
zeigt, wie irrsinnig es ist, sich heute 
auf einen Antrieb und einen Energie-
mix für 2030 festzulegen, wenn sich 
die Welt um uns immer schneller dreht. 
Forscher wissen das. Mittelständler 
wissen das. Es wäre schön, wenn diese 
Einsicht auch endlich in unseren Parla-
menten ankäme. Dann müssten wir uns 
nicht wegen grüner Klima-Panik vor 
morgen fürchten, sondern könnten mit 
Forscherdrang, Technologieoffenheit 
und Marktorientierung den Weg in die 
Zukunft optimistisch beschreiten bzw. 
befahren. 

Bastian Atzger,

info@atzger.eu,

www.bastian-atzger.de

Bastian Atzger, MIT-Landesvorstandsmitglied und Bezirksvorsitzender MIT Württemberg-Hohenzollern
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Disruptive Energien freisetzen 
mit Schnellladetechnologie 

Für eine zügige Mobilitätswende be-
nötigen wir CO2-freie und klima-
neutrale Versorgungssysteme, welche 
den meist elektrisch betriebenen Fahr-
zeugen der Zukunft ähnliche Freiheits-
grade ermöglichen, wie man sie heute 
gewohnt ist. Spät, aber noch nicht 
zu spät haben auch deutsche Auto-
hersteller ihre Angebote um Fahrzeuge 
erweitert, mit denen alltagstaugliche 
Reichweiten in greifbare Nähe rücken 
und damit Marktdurchdringung realis-
tisch werden lassen. Also wächst der 
Bedarf nach entsprechend leistungs-
fähigen Ladepunkten. 

Die meisten der aktuell erhältlichen 
Fahrzeuge bieten ein Batterievolumen 
zwischen 40 und 80 kWh. Mit inzwischen 
hoch verfügbarer AC-Ladeleistung bis 22 
kW benötigt die Aufladung dieser Autos 
zwischen 2 und 4 Stunden. Das ist ein 
Zeitbudget, das für Ladeszenarien wie 
Overnight-Charging in der eigenen Ga-
rage ebenso akzeptabel ist wie für das 
Laden über den Tag am Arbeitsplatz. Die 
seit November 2020 von der Bundes-
regierung bereitgestellten Stimulanzien 
zur Förderung der privaten (Heim-)Lade-
infrastruktur stellen eine sinnvolle Maß-
nahme dar, um die in den kommenden 
Jahren drastisch steigende Nachfrage 
nach Ladestrom – hauptsächlich wäh-
rend der Nacht – zu bedienen.

Die berechtigten Sorgen beruflich-
gewerblicher Nutzer von E-Fahrzeugen 
lassen sich damit jedoch nicht ent-
kräften. Ad-hoc-Fahrten oder hohe 
Terminfrequenzen in Verbindung mit 
längeren Strecken lassen den Puls 
heutiger Vielfahrer elektrischer Fahr-
zeuge nach wie vor regelmäßig in die 
Höhe schnellen. Schneller Aufbau 
flächendeckender High-Power-Lade-
versorgung zur deutlichen Reduzierung 
von Ladezeiten ist das Gebot der Stun-
de. Das im Februar 2021 für das BMVI 
beschlossene Schnellladegesetz steht 
dabei aber auf tönernen Füßen.

Unter anderem muss bemängelt werden, 
dass künftig neu zu entwickelnde Techno-
logien nicht berücksichtigt werden, wo-
durch der aktuelle Stand der Technik 
quasi festgeschrieben wird, womit die 
auch in Zukunft dringend notwendige 
Innovationsneigung vor allem junger 
Unternehmen ausgebremst werden wird. 
Denn geleistet wird, was gefordert wird, 
nicht mehr und nicht weniger. Ebenso 
wirkmächtig ist die sich aus dem Ge-
setz ergebende Konsequenz, dass die 
vorgesehene Ladeleistung für Schnell-
ladepunkte nicht in Relation zur System-
spannungsebene festgesetzt wurde. Eine 
Verbreiterung in die Fläche, besonders in 
ohnehin strukturschwache Regionen ist 
damit unwahrscheinlich.

Die Batterietechnik wird sich entwickeln 
und immer mehr Leistung zu immer markt-
gerechteren Preisen anbieten. Die Zukunft 
wird batteriegestütztes und stromnetz-
neutrales Schnellladen sein. Ladezeiten 
verkürzen sich, je mehr Leistung die lokale 
Infrastruktur bereitstellen kann. 100 kWh 
bis 300 kWh ist das aktuell Machbare. 
Das entspricht dem Bedarf, der in naher 
Zukunft durch die Produktinvasion von 
Volkswagen aktiviert werden wird. 

Überall, wo Stromkabel liegen, kann 
eine Batterie dazu gestellt werden. Eine 
große, 300 – 500 kWh und künftig mehr. 

Diese Batterie – gleich einer Zisterne – 
füllt sich immer, wenn Strom verfügbar 
ist. Dazu wird eine Fotovoltaikanlage 
verbaut zur zusätzlichen Entlastung des 
Stromnetzes oder zur Erzeugung grünen 
Wasserstoffs als mobiler Energiespeicher, 
der effizient gelagert werden und un-
kompliziert dem Bedarf folgen kann. So 
entsteht eine effiziente und nachhaltige, 
flächenschonende und netzdienliche 
DC-Schnellladeinfrastruktur in Gestalt 
eines dezentralen, weitgehend autarken 
Bedarfsstromnetzes. Netzausbau, neue 
Kabel oder Trassen sind nicht nötig, 
hohe Ladeleistungen zu marktgerechten 
Preisen auch auf dem Land möglich. Die 
Lösungen liegen nahe: Fragen Sie die 
Könner. 

Thomas Haas, 

haasthstuttgart@gmail.com

Thomas Haas, MIT-Landesvorstandsmitglied und 
Kreisvorsitzender MIT Stuttgart

MIT Land
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Unternehmerische Freiheit wiederherstellen – 

Wege aus dem Lockdown

Soll eine wirtschaftliche Katastrophe für 
viele Branchen in letzter Sekunde ver-
hindert werden, ist die derzeitige Strate-
gie zur Pandemiebewältigung kritisch zu 
hinterfragen und anzupassen.
Die „Methode Lockdown“ muss auch 
deshalb schnellstmöglich abgelöst wer-
den, da wir selbst bei einem sehr un-
wahrscheinlichen „Doch-noch-Erfolg“ bis 
Ende 2021 bei der nächsten Pandemie 
dieses laienhafte Theater nicht wieder-
holen können!

Wissenschaftlichen Diskurs zulassen
Ein erster entscheidender Schritt ist, eine 
offene wissenschaftliche Diskussion zu-
zulassen. Es kann und darf nicht länger 
sein, dass international renommierte Ex-
perten davon ausgeschlossen werden. 
Wenn Kanzleramtsminister Helge Braun 
in einer Talkrunde sinngemäß erklärt, 
„in der Wissenschaft gibt es halt immer 
unterschiedliche Meinungen, und die Re-
gierung habe eben das RKI und die Leo-
poldina ausgesucht, um sich beraten zu 
lassen“, ziehe ich den Schluss daraus, dass 
RKI und Leopoldina darüber entscheiden, 
welche wissenschaftliche Meinung als die 
einzig Richtige zu gelten hat! Dies geht 
damit einher, dass unerwünschte wissen-
schaftliche Meinungen ausgeblendet, teil-
weise sogar aus Beratergremien heraus-
geworfen werden und seriöse Mitglieder 
der Akademien ihren Austritt erklären, 

weil sie die Unterdrückung ihrer ab-
weichenden Meinung für nicht akzeptabel 
halten! Ein konstruktiver, ergebnisoffener 
wissenschaftlicher Diskurs ist in unserem 
Land offensichtlich nicht mehr erwünscht. 
Dies erinnert mich doch sehr stark an 
die inneren Verhältnisse in unserer CDU: 
Unter der früheren Vorsitzenden Angela 
Merkel wurden offene Diskussionen nach 
verlorenen Wahlen nie geführt und noch 
weniger entsprechende Konsequenzen 
daraus gezogen. 

Staatliches Unternehmertum ist 
hinderlich
Der Staat ist nicht der bessere Unter-
nehmer! Konnte man im Frühjahr 2020 
den Eindruck gewinnen, dass die Be-
schaffung von Masken und Schutzaus-
rüstung einer politischen Bankrott-
erklärung gleichkommt, zeigt die 
Situation um die Schnelltests „schlim-
mer geht immer“! Während Aldi, Lidl 
usw. Schnelltests in ihren Filialen ver-
kaufen, wird auf der politischen Ebene 

Klaus H. Kober, stv. Co-Vorsitzender der MIT Gesundheitskommission
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der „Schwarze Peter“ herumgereicht 
und niemand ist verantwortlich, dass es 
wohl doch keine Schnelltests gibt. Als 
sich dann noch herausgestellt, dass die 
Bundesregierung einen Rahmenvertrag 
über die Lieferung von insgesamt 10,5 
Millionen Schnelltests bei der schweize-
rischen Firma Roche abgeschlossen hat, 
die eine tägliche Lieferung von 1,5 Mil-
lionen Tests garantiert, frage ich mich, 
ob neben Grundrechten auch schon 
das Vergaberecht abgeschafft wurde 
– es aber offensichtlich noch keiner ge-
merkt hat. Da jeder Test mit 4,50 Euro 
von Roche in Rechnung gestellt wird (ab 
Einzelabnahme von 1+ Mio. Stück „nur“ 
4,00 Euro) bezahlt der Steuerzahler völ-
lig ohne Not zwischen 40 - 45 Millionen 
Euro für Schnelltests, die so ganz ohne 
Ausschreibung „beschafft wurden“. Dass 
der Bundesgesundheitsminister die 
Firma Roche favorisiert, hat er bereits 
im vergangenen Oktober dokumentiert, 
als er die baldige Verfügbarkeit von 
Schnelltests der Firma Roche in öffent-
lichen Interviews besonders prominent 
benannte. 

Folgendes einfache Rechenbeispiel möge 
die finanzielle Dimension veranschaulichen:
Alle Kita-/Kindergartenkinder und Schü-
ler plus Lehr- und Erziehungs- und Be-
treuungskräfte sollten ursprünglich ab 
1. März 2021 mindestens 2 x pro Woche 
per Schnelltest getestet werden. Das sind 
rund 13 Millionen zu Testende x 2 = 26 
Millionen Schnelltests pro Woche oder 
104 Millionen Schnelltests nur für Kinder 
und Schüler/innen pro Monat. 
Dazu soll in Firmen, an Grenzen, in Ein-

richtungen, an öffentlichen Plätzen usw. 
auch noch regelmäßig getestet werden, 
so dass realistisch von einem Bedarf von 
ca. 250 - 300 Millionen Schnelltests pro 
Monat ausgegangen werden kann, der 
allein in Deutschland benötigt wird. Ein 
Blick in sämtliche öffentliche Vergabe- 
und Ausschreibungsplattformen zeigt 
aber, dass nichts davon ausgeschrieben 
ist! Nimmt man einen marktüblichen 
Preis (nicht den überzogen teuren von 
Roche) an, der bei ca. 3 Euro pro Schnell-
test liegt, geht es hier immerhin um eine 
Größenordnung von fast 1 Milliarde 
Euro pro Monat, die ohne Ausschreibung 
an sämtlichen Vergaberichtlinien vorbei 
beschafft werden. 

Staatsfinanzen sanieren
Die Sanierung der Staatsfinanzen kann 
nur mit einer wachsenden Wirtschaft 
und dadurch steigenden Steuerein-
nahmen gelingen. Die Forderungen 
der SPD nach Beibehaltung des Solis, 
Wiedereinführung der Vermögens-
steuer, verschärfter Erbschaftsteuer 
und höheren Spitzensteuersätzen der 
Einkommensteuer sind kontraproduktiv 
und abzulehnen! Stattdessen fordert 
die MIT zur dauerhaften Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirt-
schaft und der Investitionsbereitschaft 
bundesweit Steuer- und Struktur-
reformen. Hier die wichtigsten Punkte:

•	 Die steuerliche Verlustrechnung muss 
nochmals und dauerhaft deutlich ver-
bessert werden mit Höchstbetrags-
grenzen auf 50 bzw. 100 Mio. Euro auf 
mindestens zwei Jahre. 

•	 Senkung des Körperschaftsteuer-
satzes auf 10 % und vollständige Ab-
schaffung des Solidaritätszuschlages, 
um die Besteuerung der Kapital-
gesellschaften von der derzeitigen 
Durchschnittsbelastung von 29,9 % zu 
senken.

•	 Senkung der Energiesteuern nach Ein-
führung des CO2-Preises. Inzwischen 
zahlen wir teilweise Ökosteuern auf 
Ökostrom.

•	 Umwandlung der Gewerbesteuer als 
Zuschlag zur Körperschaftssteuer bzw. 
Einkommensteuer mit einem kommu-
nalen Hebesatzrecht.

•	 Erleichterung von Investitionen durch 
bessere Abschreibungsbedingungen 
mit entfristeter degressiver AfA und 
Erhöhung der GWG-Grenze auf 5.000 
Euro.

•	 Senkung des Grunderwerbsteuer-
satzes auf max. 5 % und Steuerfreiheit 
für selbstgenutztes Wohneigentum.

•	 Beibehaltung des ermäßigten Mehr-
wertsteuersatzes für Getränke im 
Gastgewerbe.

•	 Erhöhung des Arbeitnehmerpausch-
betrages auf 2.000 Euro.

•	 Erhöhung des Sparerfreibetrages der 
Abgeltungssteuer auf 2.000 Euro bzw. 
4.000 Euro bei Zusammenveranlagung.

•	 Moderne, praxisgerechte Arbeits-
zeitregeln zugunsten einer wochen-
bezogenen Höchstarbeitszeit.

•	 Anhebung der Einkommensgrenze für 
Minijobs.

Klaus H. Kober,

kkober@kober-management.com,

www.kober-management.com

MIT Land
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MIT Land

„Ich bin neu in der MIT, weil …

Manfred Roth erwarb nach seinem 
Maschinenbaustudium mit seiner 
Frau Dr. Daniela Eberspächer-Roth die 
PROFILMETALL GmbH in Hirrlingen. 
Der Spezialist für rollgeformte Profile 
beliefert u. a. die Automobilindustrie, 
die Bauindustrie, Möbelhersteller und 
Elektroschaltschrankbauer mit innovati-
ven Produkten aus unterschiedlichsten 
Blechwerkstoffen. 2008 kaufte er im 
Zuge einer Unternehmensnachfolge 
einen Rollformanlagenhersteller. 2017 
entwickelte das Unternehmen ein mo-
dulares, flexibles Produktionssystem 
XELLAR auf Basis von nahezu beliebig 
kombinierbaren Fertigungszellen. Die 
PROFILMETALL-Gruppe beschäftigt 
heute über 100 Mitarbeiter.
Roth war lange Jahre Vorsitzender eines 
Unternehmerverbandes der Baden-Würt-
tembergischen Zulieferindustrie und enga-
giert sich jetzt als Vorsitzender des Mittel-
standsausschusses von Unternehmer BW.

Manfred Roth,

manfred.roth@profilmetall.de,

www.profilmetall.de,

www.xellar.de

Manfred Roth
Geschäftsführender Gesellschafter
MIT Tübingen

„… wir eine Wirtschaftspolitik brauchen, 
die Familienunternehmen verlässliche und 
unbürokratische Rahmenbedingungen 
schafft, um Wettbewerbsfähigkeit und  
Versorgung sicher zu stellen.“

Seit 2005 ist Daniel Braun im Gesundheits-
wesen tätig, von der Ausbildung bis zum 
Studium hat er Ideen und Konzepte für die 
Selbständigkeit aufgesaugt. 2012 fand er 
den Weg mit seiner ersten Firma Braun Hör-
geräte GmbH & Co. KG. in die Selbständig-
keit. Im Laufe der letzten Jahre kamen durch 
immer mehr Konzepte weitere Firmen und 
17 Standorte im süddeutschen Raum zur 
Braun-Unternehmensgruppe hinzu. In den 
nächsten Jahren ist weiteres Wachstum in 
verschiedenen Bereichen des Gesundheits-
wesens geplant. 
Durch konstante Qualität, Weiterentwicklung 
durch neue Ideen, ein regionales Netzwerk 
und engen Kontakt zu den Mitarbeitern ist 
die Braun-Unternehmensgruppe auf dem 
Weg, einer der stärksten inhabergeführten 
Arbeitgeber im Bereich Hörgeräte und Optik 
in Süddeutschland zu werden.
Daniel Braun ist verheiratet und hat eine 
Tochter, er engagiert sich regional in 
verschiedenen Vereinen und wirtschaft-
lichen Vereinigungen.

Daniel Braun,

management@braun-hoergeraete.de,

www.braun-hoergeraete.de

Nach ihrem Abitur und einer an-
schließenden Ausbildung zur Medien-
gestalterin übernahm Tabea Gailing (25) 
2016 die Abteilungsleitung Werbetechnik 
und Digitaldruck im Familienunter-
nehmen Sieb- und Tampondruck Gailing 
KG. Seit dem Jahr 2019 ist sie Kommandi-
tistin im Familienunternehmen und führt 
gemeinsam mit ihrem Bruder und ihrem 
Vater das Unternehmen. 
Seit ihrem 18. Lebensjahr ist sie Mit-
glied der CDU und der Jungen Union. 
Im Jahr 2014 trat sie zum ersten Mal 
bei der Kommunalwahl in Bietigheim-
Bissingen für den Gemeinderat an und 
wurde im Alter von 18 Jahren das jüngste 
Mitglied im Bietigheimer Gemeinderat, 
2019 wurde sie in ihrem Amt bestätigt. 
Seit dem Jahr 2014 engagiert sie sich im 
Gebiets- und Kreisvorstand der Jungen 
Union Neckar-Enz und Ludwigsburg.
Als Unternehmerin wird sie sich künftig 
auch im Kreise der MIT engagieren und die 
Interessen der jungen Wirtschaft vertreten.

Tabea Gailing,

tg@gailing-druck.de,

www.gailing-druck.de

Daniel Braun
Geschäftsführer
MIT Emmendingen

Tabea Gailing
Unternehmerin
MIT Ludwigsburg

„… mir der Erfahrungsaustausch und die 
gemeinsame Entwicklung von jungen 
Unternehmerinnen und Unternehmern 
wichtig ist.“

„… wir mit der MIT eine gute Grundlage 
haben, um den Mittelstand branchenüber-
greifend zu vereinen und gemeinsam für 
unsere Interessen einzustehen.“
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Fabian Gramling MdL

Anfangen umzudenken

Die Ergebnisse der Landtagswahlen in 
Baden-Württemberg und Rheinland-
Pfalz sind katastrophal – da gibt es 
nichts schönzureden. Es ist kurz vor 
zwölf. Die CDU muss dringend die rich-
tigen Schlüsse ziehen.

Um das tun zu können, muss sich die 
Partei auch der Realität stellen: Die 
Gesellschaft verändert sich, während 
die CDU zu sehr in veralteten Struktu-
ren feststeckt. Politik braucht Augen-
höhe. Statt zu den Menschen müssen 
wir mit ihnen sprechen. Gleiches gilt 
für die Partei- und Gremienarbeit. 
Von oben herab geht heute nicht 
mehr. Schon gar nicht, wenn man 
junge Menschen von sich begeistern 
will. Unsere Unternehmen machen 
es uns vor: Flache Hierarchien und 
direkte Kommunikationswege haben 
dort schon lange Einzug gehalten. 
Vielleicht ist auch die Zeit vorbei, 
als es undenkbar war, ohne Krawatte 
im Plenarsaal zu sitzen. Politik darf 
nicht abgehoben sein. Sie muss lo-
ckerer werden. Das macht sie sympa-
thisch. In Baden-Württemberg wissen 
wir nur zu gut, dass es bei politischen 
Charakteren auch um die Frage geht, 
wie sympathisch jemand ist. Für viele 
Bürgerinnen und Bürger spielt Sympa-
thie eine größere Rolle als Kompetenz 
oder politische Inhalte. Faktoren wie 
Sympathie, Glaubwürdigkeit und Ver-
trauenswürdigkeit einer Politikerin 
oder eines Politikers sind immer öfter 
ausschlaggebend für die Wahlent-
scheidung. Nach den letzten Wochen 
haben wir hier einiges wiedergutzu-
machen. Das heißt im Umkehrschluss 
aber nicht, dass wir auf Inhalte ver-
zichten können oder sollen. Es braucht 
Themen, die ansprechen und hinter 
denen wir uns wieder alle versammeln 
können. Ich denke dabei nach wie vor 
an die Verbindung von Ökonomie und 
Ökologie und bin überzeugt, dass die 
CDU das am besten kann. Wir müssen 
uns aber schon überlegen, wie wir es 
schaffen, unsere Inhalte und unsere 

Leistung so zu kommunizieren, dass 
die Menschen sagen: „Das ist cool!“ 
Hier lohnt sich auch ein Blick in die 
sozialen Medien. Influencer und Blog-
ger zeigen uns, wie man Menschen er-
reicht – und zwar keineswegs nur die 
Jungen. 

Kommunikation auf Augenhöhe be-
deutet auch, nicht davor zurückzu-
schrecken, das auszusprechen und 

auch umzusetzen, was man für das 
Richtige hält. Wir müssen damit auf-
hören, nur noch zu reagieren. Zukunft 
gestaltet man aktiv. Wir müssen in-
spirieren, motivieren, die Bürgerinnen 
und Bürger mitnehmen und endlich 
wieder Perspektiven aufzeigen.

Fabian Gramling,

fabian.gramling@cdu.landtag-bw.de,

www.fabian-gramling.de

Fabian Gramling MdL, Sprecher für Arbeitsmarkt und Fachkräfte der CDU-Fraktion

Landespolitik

Textilwerke Todtnau  
Bernauer KG
Schwarzwaldstr. 5a 
79674 Todtnau

Vertreten durch: 
Hanspeter Bernauer

Telefon: +49 7671 9117-0 
Telefax: +49 7671 9117-40 
E-Mail: info@beratex.com



36

Interview mit  
Dr. Franz-Werner Haas,  
Vorstandsvorsitzender  
der CureVac AG

CureVac wurde im Jahr 2000 als baden-würt-
tembergisches Unternehmen gegründet. 
Wie würden Sie die Zeit seit der Gründung 
mit wenigen Sätzen zusammenfassen? 

CureVac ist damals aus einer Forscher-
gruppe an der Universität Tübingen 
hervorgegangen. Die Firmengründung ba-
sierte auf der Idee, die Nukleinsäure RNA 
für medizinische Zwecke einzusetzen. 
Diese Vision hat stets die weitere Ent-
wicklung des Unternehmens bestimmt: 
CureVac hat als Pionier das Potenzial der 
RNA zur Behandlung von Krankheiten und 
zur Herstellung von Impfstoffen entdeckt 
und die Entwicklung vorangetrieben. 
Heute verfügt das Unternehmen über 
eine einzigartige Technologieplattform. 
Die Entwicklung von einem forschenden 
Biotechnologie-Unternehmen in Rich-
tung eines integrierten Biopharmaunter-
nehmens hat dabei im Jahr 2020 stark 

an Fahrt aufgenommen. Seit Anfang 
2020 fokussieren wir uns sehr stark auf 
die Entwicklung eines Impfstoffs gegen 
Covid-19. Getragen werden wir dabei von 
dem Gedanken, dass wir eine Technologie 
entwickelt haben, die in der jetzigen Situ-
ation, aber auch für künftige Pandemien, 
eine sichere und schnelle Lösung bietet. 
 
CureVacs Mitgründer Dr. Ingmar Hoerr ent-
deckte den Einsatz des Botenmoleküls Mes-
senger-RNA (mRNA) als therapeutischen 
Impf- oder Wirkstoff. Für welche medizini-
schen Zwecke setzt CureVac diese mRNA-
Technologie genau ein? 

Auf Grundlage der von Ingmar Hoerr 
Ende der 90er Jahre im Rahmen seiner 
Dissertation entwickelten Technologie 
haben wir eine umfangreiche und diversi-
fizierte Pipeline in den Bereichen der pro-
phylaktischen Impfstoffe, Krebstherapien, 

Antikörpertherapien und zur Behandlung 
seltener Krankheiten aufgebaut. So arbei-
ten wir an prophylaktischen Impfstoffen 
für eine Reihe von Infektionskrankheiten 
wie Corona, Grippe, das Respiratorische 
Synzytial-Virus (kurz RS-Virus) und Tollwut. 
Unser Ansatz für mRNA-basierte Krebs-
behandlungen verbessert die antigenen 
Eigenschaften von Proteinen und stimu-
liert das Immunsystem des Patienten, die 
Krebszellen anzugreifen. Die Arbeit mit 
Antikörpern kann in vielen Indikationen 
eingesetzt werden, darunter Krebs, Herz-
Kreislauf-Erkrankungen, Infektions- und 
Autoimmunerkrankungen. Viele seltene 
genetische Erkrankungen wiederum be-
ruhen auf defekten oder fehlenden intra-
zellulären oder transmembranständigen 
Proteinen. Wir können unsere mRNA-An-
sätze anpassen, um hohe Mengen an feh-
lendem oder defektem Protein direkt in 
der Zelle herstellen zu können. 

Im Jahr 2020 wurde der Covid-19-Impfstoff 
zum Kernprojekt definiert. Wann können 
wir in Deutschland mit einer Zulassung 
rechnen? 

Wir erwarten in der ersten Hälfte des 
zweiten Quartals Zwischenergebnisse, die 
Zulassung unseres Impfstoffs voraussicht-
lich ebenfalls im zweiten Quartal. 

Die Forschung für Krebs- und Autoimmun-
erkrankungen gehört zu den schwierigsten 
medizinischen Herausforderungen unserer 
Geschichte. Welche Ziele hat sich CureVac 
hierfür gesetzt? 

Wirtschaft

Dr. Franz-Werner Haas, Vorstandsvorsitzender der 
CureVac AG



37

Wir haben kürzlich die Erweiterung 
der laufenden klinischen Phase 1-Stu-
die mit unserem RNA-basierten intra-
tumoralen Krebstherapie-Kandidaten 
CV8201 bekanntgegeben. Wir er-
warten, dass wir durch die Studien-
erweiterung weitere Erkenntnisse zum 
Wirkmechanismus dieses Kandidaten 
bei Patienten mit fortgeschrittenem 
PD-1-refraktärem Melanom gewinnen 
– in einer Indikation mit hohem medi-
zinischen Bedarf für neue Therapien. 
Außerdem wollen wir das therapeuti-
sche Potenzial immunstimulierender 
RNA in der Onkologie noch um-
fassender ausschöpfen. 
 
Als globales biopharmazeutisches Unter-
nehmen verfügt CureVac über viele 
Partnerschaften mit anderen Pharma-
unternehmen, mit Universitäten, Stiftun-
gen und im Zuge der Covid-19-Pandemie 
auch Regierungen. Wie effizient gestaltet 
sich dieses Netzwerk?
 
Die Zusammenarbeit mit unseren er-
fahrenen Partnern zur Unterstützung der 
Entwicklung, Produktion und Lieferung 
unseres Impfstoffes läuft sehr gut. Mit 
unseren ca. 600 Mitarbeitern können wir 
nicht alle bei der Entwicklung und Produk-
tion von Impfstoffen, Krebstherapien oder 
Proteintherapien aufkommende Fragen 
beantworten. Dies zeigt sich insbesondere 
im Rahmen der Entwicklung unseres  

Covid-19-Impfstoffs, für welchen wir welt-
weit klinische Studien durchführen, Daten 
auswerten und eine Logistik aufbauen 
müssen. Insofern freuen wir uns über die 
Expertise, Kapazitäten und Zusammen-
arbeit mit unseren Partnern. 

Klimaneutralität und Energieeffizienz 
sind weltweit wichtige unternehmerische 
Ziele geworden. Wie wird dies bei Cure-
Vac umgesetzt? 

Wir haben im Rahmen des Möglichen ei-
nige interne Projekte aufgesetzt, mit der 
wir den Klimaschutz unterstützen. Auf 
dem Dach unseres Hauptgebäudes be-
finden sich Solarzellen, im Büro nutzen 
wir nachhaltiges Papier und wir haben 
bei uns die „Think before you print-Kam-
pagne“ eingeführt. Zudem werden die 
leeren Toner-Patronen aus den Druckern 
wiederverwendet. Und wir sind stets 
versucht, unseren Impfstoff sehr stabil 
zu entwickeln, was im Ergebnis einen 
erleichterten Transport bei Kühlschrank-
temperatur ermöglicht und einen auf-
wändigen Transport bei hohen Minus-
temperaturen vermeidet. 
Mit dem Angebot von Leih-E-Bikes wol-
len wir unsere Mitarbeiter dazu animie-
ren, für den Weg zur Arbeit vermehrt das 
Fahrrad zu nutzen. 

Der Hauptsitz von CureVac befindet 
sich in Tübingen. Wie bewerten Sie die-

sen Standort in Baden-Württemberg aus  
globaler Sicht? 
Als unsere Gründer Dr. Ingmar Hoerr, Dr. 
Florian von der Mülbe, Dr. Steve Pascolo, 
Prof. Dr. Hans-Georg Rammensee und 
Prof. Günther Jung CureVac vor gut 20 
Jahren gründeten, waren sie bereits von 
der Vision geleitet, die Möglichkeiten 
der RNA für die Medizin nutzbar zu 
machen. Die nötige Infrastruktur dafür 
fanden sie in der Universität Tübingen 
und in der Folge im Austausch mit dem 
Uniklinikum der Stadt sowie im Techno-
logiepark Tübingen-Reutlingen. Auch 
das medizinische und biotechnologische 
Know-how in der Region hat wesent-
lich zur Entwicklung von CureVac bei-
getragen. Tübingen ist eine sehr junge, 
studentisch geprägte Stadt, viele wichti-
ge internationale Institutionen sind hier 
ansässig. 
CureVac ist gut vernetzt mit zahlreichen 
Unternehmen. Wichtig ist insbesondere 
der Austausch mit spezialisierten Firmen 
aus dem biotechnologischen Bereich 
in Baden-Württemberg. Nicht zuletzt 
rekrutieren wir einen erheblichen Teil 
unserer Fachkräfte von den Hochschulen 
der Region. Ein Unternehmen braucht 
Heimat, auch wenn es die gesamte Welt 
im Blick hat. Ein gut funktionierendes 
regionales Gesamtkonstrukt aus Be-
hörden, Gesundheitsdienstleistern und 
Wirtschaft ist eine gute Basis – auch für 
die Rekrutierung neuer Mitarbeiter. 

Wirtschaft
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Wirtschaft

Was wünschen Sie sich von der Politik auf 
Landes- oder Bundesebene? 

Seit der Gründung des Unternehmens be-
findet sich CureVac in engem Austausch 
mit den zuständigen Behörden und Ver-
tretern der Stadt sowie der Landes- und 
Bundespolitik. Die gesamte Kommunika-
tion ist von gegenseitigem Verständnis 
und Vertrauen geprägt, wir spüren vor 
allem seit Beginn des letzten Jahres eine 
große Unterstützung aus der Politik, da 
das Potenzial unserer Technologie zur 
Lösung der derzeitigen Pandemie im Spe-
ziellen, aber auch für die Anwendung in 
der Medizin im Generellen erkannt wurde 
und gefördert wird. Der Wunsch lässt sich 
so formulieren: Weiterhin einen auf die 
Zukunft gerichteten Austausch und eine 
vertrauensvolle und zielgerichtete Zu-
sammenarbeit auf allen Ebenen. 

Das Firmengebäude der CureVac AG in Tübingen

Über CureVac  
 
CureVac ist ein globales biopharmazeutisches Unternehmen auf dem 
Gebiet der mRNA-Technologie (Boten-RNA, von engl. messenger RNA) 
mit mehr als 20 Jahren Erfahrung in der Entwicklung und Optimierung 
dieses vielseitigen biologischen Moleküls für medizinische Zwecke.  
Das Prinzip von CureVacs proprietärer Technologie basiert auf der Nut-
zung von chemisch nicht modifizierter mRNA als Datenträger, um den 
menschlichen Körper zur Produktion der entsprechend kodierten Pro-
teine anzuleiten, mit welchen eine Vielzahl von Erkrankungen bekämpft 
werden können. Auf der Grundlage seiner firmeneigenen Technologie 
hat das Unternehmen eine umfangreiche klinische Pipeline in den Be-
reichen der prophylaktischen Impfstoffe, Krebstherapien, Antikörper-
therapien und zur Behandlung seltener Krankheiten aufgebaut. CureVac 
ist seit August 2020 an der New Yorker Nasdaq notiert. Das Unter-
nehmen hat seinen Hauptsitz in Tübingen, Deutschland, und beschäftigt 
mehr als 600 Mitarbeiter an den Standorten Tübingen, Frankfurt und 
Boston, USA. Weitere Informationen finden Sie unter www.curevac.com.
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Betriebe können mit Unterstützung der IHKs auch in schwierigen Zeiten erfolgreich ausbilden

Wie geht es weiter mit der dualen Ausbildung 
in Pandemie-Zeiten?

 „Wir dürfen uns damit nicht abfinden“, kommentiert Marjo-
ke Breuning, Vizepräsidentin des Baden-Württembergischen 
Industrie- und Handelskammertags (BWIHK) und Präsiden-
tin der IHK Region Stuttgart, der für Ausbildungsfragen beim 
BWIHK zuständigen Kammer, die Ausbildungsbilanz 2020 der 
zwölf Südwest-IHKs. Denn zum Jahresende 2020 mussten die 
Betriebe aus Industrie, Handel und Dienstleistungsgewerbe in 
Baden-Württemberg mit 39.300 Neuverträgen im Vergleich zu 
2019 ein Minus von rund 13 % hinnehmen. Dabei halten sich 
die Verluste bei kaufmännischen und technischen Berufen an-
nähernd die Waage. Zu den am meisten betroffenen Branchen 
gehören Hotellerie und Gastronomie, Verkehrs- und Trans-
portgewerbe, Speditionen und Logistikdienstleister, Papier-
hersteller und Druckereien sowie die Berufe Mediengestalter 
und Medientechnologe mit jeweils einem Minus zwischen 22 
und 27 % gegenüber dem Vorjahr. Zu den Gewinnern gehören 
vor allem Kaufleute für IT-System-Management und Kaufleute 
für Digitalisierungsmanagement – neue Berufe, die man zu-
dem auch gut im Homeoffice erlernen kann. Während Hotel-
fachleuten, Köchen, Verkäufern oder Logistikern im Lockdown 
ihr Arbeitsort teilweise verschlossen bleibt und Ausbildung nur 
deutlich erschwerter oder gar nicht stattfindet.

Eine „Generation Corona“ darf es in der Ausbildung nicht geben
Die Folgen der Pandemie belasten die Ausbildungsbetriebe 
und gefährden viele in ihrer Existenz. So ist es kein Wunder, 

wenn so mancher Betrieb in dieser schwierigen Situation 
sein Ausbildungsengagement zurückfährt oder nicht mehr 
ausbildet. Dennoch darf bei der Ausbildung junger Men-
schen nicht nachgelassen werden, appellieren die Kammern. 
„Im Gegenteil müssen wir alles dafür tun, dass Betriebe auch 
unter schwierigen Bedingungen in der Lage sind, weiter aus-
zubilden und jungen Menschen berufliche Perspektiven zu 
bieten“, so die IHK-Präsidentin. Denn nur mit einer guten 
Ausbildung kann die Jugendarbeitslosigkeit auf niedrigem 
Niveau gehalten werden. Und es gilt jetzt noch mehr als 
früher: Jede Fachkraft, die wir heute nicht ausbilden, wird 
uns morgen fehlen. Eine Generation Corona in der dualen 
Ausbildung darf und wird es nicht geben, so die Präsidentin. 
„Dafür müssen wir alle gemeinsam einstehen.“

Politik muss Anreize für Ausbildung setzen – vor allem für KMU
Marjoke Breuning weist darauf hin, dass es jetzt vor allem 
darauf ankommt, besonders für kleine Betriebe weitere 
Anreize für Ausbildung zu schaffen. Aber auch die Mittel-
ständler müssen unterstützt werden und zum Beispiel von 
der Ausbildungsprämie profitieren. Dass der Bund mit der 
Verdoppelung der Ausbildungsprämie auf Druck der Kam-
mern hier nun nachgebessert hat, ist ein von den Betrieben 
dringend erwartetes Signal. Auch die Öffnung der Förder-
leistungen für KMU mit bis zu 499 Beschäftigten, statt bis-
lang 249, ist ein weiterer Schritt zur Motivation der Betriebe, 
weiter auszubilden.
Die IHKs prüfen die Anträge auf Ausbildungsprämie und beraten 
die Unternehmen, ob sie antragsberechtigt sind. Allein bei der IHK 
Region Stuttgart wurden bisher fast 800 Anträge geprüft. 

Die IHKs helfen rund um die Ausbildung – gerade jetzt
Für die IHKs steht der Service für Ausbildungsbetriebe 
gerade jetzt an erster Stelle. Sie stellen nicht nur Organi-
sation und Lehrinhalte, sondern auch die Prüfungen unter 
den Bedingungen der Pandemie sicher. Für Schulen, Be-
werberinnen und Bewerber sowie deren Eltern sind die IHKs 
weiterhin Anlaufstelle Nr. 1, wenn es um praxisnahe Berufs-
orientierung, Bewerbung, Vermittlung und Begleitung in der 
Ausbildung geht.

Schulen und Eltern sind wichtige Partner bei der Ausbildung, 
denn sie sind die Begleiter junger Menschen beim Über-
gang von der Schule in den Beruf. Mit der breit angelegten 
landesweiten Ausbildungskampagne www.mach-doch-was-
du-willst.de, neuen digitalen Formaten wie „Elterncafé“ 
und „Digitales Azubi-Speed-Dating“ sowie individueller Be-
ratung und passgenauer Bewerbervermittlung unterstützen 

Bildet trotz Corona weiter aus: Gastronomin Sylvia Polinski (Mitte) vom 
„Lamm“ in Hebsack mit ihren Azubis Lara Bittner (links) und Ruben Stürmer 
(rechts) beim Herrichten des To-go-Service. Die Masken haben sie für das Foto 
abgesetzt.
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die Kammern Ausbildungsbetriebe sowie Bewerberinnen 
und Bewerber, dabei zueinanderzufinden. Weitere Er-
leichterungen für Betriebe bringen die bewährte www.ihk-
lehrstellenboerse.de, das digitale Berichtsheft für Azubis 
sowie der digitale Ausbildungsvertrag. 

Die IHKs setzen sich bei Politik und Verwaltung und in den 
Medien dafür ein, dass vom anhaltenden Lockdown und 
dessen Folgen besonders betroffene Unternehmen, wie 
zum Beispiel Betriebe aus Gastronomie, Freizeitwirtschaft, 
Einzelhandel und Kultur, die zugesagten Hilfen und Unter-
stützungen schneller und unbürokratisch erhalten. Da die 
Auszahlung der November-Hilfen bisher nur schleppend 
anlief und viele Betriebe die versprochenen Abschlags-
zahlungen noch nicht erhalten haben, stehen nicht weni-
ge am Abgrund – nun erst recht, da der Lockdown weiter 
anhält oder viele Betriebe wieder schließen müssen. „Das 
schlägt direkt auf die Ausbildung durch“, warnt Marjoke 
Breuning.

Drei Fragen – drei Antworten  
zur Ausbildung an Marjoke Breuning,  
Vizepräsidentin des Baden-Württembergischen  
Industrie- und Handelskammertags (BWIHK)

Was muss ich tun, wenn mein Betrieb die Ausbildungsprämie be-
antragen will?
Jede IHK in Baden-Württemberg prüft im Auftrag der Bundes-
regierung, ob die Antragsvoraussetzungen erfüllt sind. Dazu 
gehört zum Beispiel die Bestätigung der Zahl der aktuellen Aus-
bildungsverträge des Betriebs sowie derjenigen aus dem Vor-
jahr. Abhängig davon, wie groß die Umsatzeinbrüche des Be-
triebes in den zurückliegenden Monaten waren und wie viele 
Azubis das Unternehmen aktuell ausbildet, wird Ausbildungs-
prämie gewährt. Beim Ausfüllen des Antrags unterstützt die zu-
ständige IHK vor Ort.

Was tun, wenn mein Unternehmen einen bestehenden Ausbildungs-
vertrag nicht mehr aufrechterhalten kann?
Am besten gleich bei der zuständigen IHK anrufen. Die Aus-
bildungsexperten kümmern sich sofort persönlich und prüfen 
Möglichkeiten, ob die Ausbildung dennoch zum Abschluss ge-
bracht werden kann. Sollte das nicht möglich sein, sucht die zu-
ständige IHK nach einem anderen Ausbildungsbetrieb, in dem 
der Azubi seine Ausbildung fortsetzen kann. Ziel ist, für Unter-

nehmen und Auszubildende die Nachteile so gering wie möglich 
zu halten.

Was bieten die Kammern an, wenn ein Azubi im schon laufenden 
Ausbildungsjahr noch mit einer Lehre starten will?
Für Bewerber mit Mittlerer Reife oder Abitur sowie für Bewerber 
mit höherem Lebensalter gibt es verschiedene Möglichkeiten, 
die Ausbildung abzukürzen und ins laufende Ausbildungsjahr 
einzusteigen. Die IHK-Ausbildungsberater kennen sich aus, prü-
fen das und machen Vorschläge. Bedingung ist, dass der Aus-
bildungsbetrieb diesen Weg mitgehen will. Alternativ kann der 
Betrieb unter Umständen eine sechsmonatige Einstiegsquali-
fizierung voranstellen. Im Herbst kann der Azubi dann mit der 
eigentlichen Ausbildung starten. Die von der Arbeitsagentur 
geförderte Einstiegsqualifizierung kann auf die Ausbildung an-
gerechnet werden.

Marjoke Breuning,

marjoke.breuning@stuttgart.ihk.de,

www.stuttgart.ihk.de

Wirtschaft
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Covid-19  –  Herausforderung für Europa!

Auch ein Jahr nach dem ersten Auftreten 
von Covid-19 auf europäischem Boden 
hat die Corona-Krise tiefgreifende Aus-
wirkungen auf die sozioökonomische 
Ordnung der Europäischen Union. 
Richtigerweise steht im Kampf gegen 
die Pandemie die Gesundheit der Men-
schen nach wie vor an oberster Stelle. Es 
war richtig, dass sich die EU-Mitglied-
staaten in einem gemeinsamen Kraft-
akt auf eine koordinierte Beschaffung 
von Impfstoffen verständigt haben. Eine 
derartige Pandemie globalen Ausmaßes 
können wir nur gemeinsam überwinden. 

Und auch, wenn das heute (noch) nicht 
jeder so sieht, bin ich überzeugt davon, 
dass die Europäische Union und die 
große Mehrheit ihrer Mitgliedstaaten 
die Probleme, vor die wir uns in den 
letzten zwölf Monaten gestellt sahen, 
besser, wirkungsvoller und nachhaltiger 
adressiert haben als die meisten der 
anderen Länder und Großregionen der 
Welt. Und – im europäischen Kontext 
gesehen – auch besser, als wenn jedes 
Land einzeln reagiert hätte. 

Ja, Europa hätte noch früher, noch kon-
sequenter und risikobewusster auf das 
Auftreten von Covid-19 reagieren kön-
nen. Aber wir haben dies schneller, kon-
sequenter und risikobewusster getan als 
die meisten anderen, darunter auch sol-
che, deren Handeln jetzt als besonders 
vorbildlich angesehen wird. 

Dass wir bereits Ende 2020 über einen 
zugelassenen Impfstoff verfügten, ist 
einmalig und wäre im Sommer 2020 von 
niemandem für möglich gehalten wor-
den. Leider wird zu wenig betont, dass 
die Zahl der bis heute zur Verfügung ste-
henden Impfstoffe in Europa und unter 
europäischer Beteiligung gefunden 
wurde. Dies ist der Erfolg freiheitlicher 
Systeme und einer technologie- und 
lösungsoffenen Herangehensweise – 
und übrigens auch ein Erfolg moderner 
Bio- und Gentechnik, die auf anderen 
Feldern von manchen politischen Akteu-
ren noch vor Kurzem pauschal verurteilt 
wurden.

Die Kritik an der bedauerlicherweise 
schleppenden Verfügbarkeit der ent-
sprechenden Anzahl von Dosen lässt 
wesentliche Dinge aus dem Blick: Selbst 
wenn die Europäische Union Verträge 
früher abgeschlossen hätte, wäre das 
Problem der Produktion – und noch tief-
ergehend das Problem der Verfügbarkeit 
der für die Produktion notwendigen Roh-
stoffe – nicht gelöst. Es war richtig, die 
Verträge im Blick auf die Übernahme der 
Haftung hart zu führen. Und es war rich-
tig, sich auch nicht den Preis diktieren zu 
lassen. Es ist eine Schimäre, dass wir die 
Probleme bei der Zurverfügungstellung 
des Impfmaterials nicht hätten, wenn wir 
in einem früheren Stadium einen höheren 
Preis akzeptiert hätten. 

Ich bemerke allerdings auch eine gewisse 
Diskrepanz zwischen der Nonchalance, 
mit der zwischenzeitlich über die an-
fangs aufgerufenen und mit harten Ver-
handlungen eingedämmten Mondpreise 
für eine einzelne Impfdosis diskutiert 

wurde, einerseits und andererseits der Art 
und Weise, wie im Kontext der – richtigen 
und wichtigen – Maskendiskussion darü-
ber debattiert wurde, dass „Glücksrittern“, 
mit ihren in der ersten Phase der Engpässe 
aufgerufenen Preise jenseits von 10 Euro, 
der Weg geebnet und die Taschen gefüllt 
wurden. Damit ich nicht falsch verstanden 
werde: Das Verhalten einiger ist schäbig, 
kaum in Worte zu fassen und beleidigt 
nicht nur jeden Abgeordneten, sondern 
auch jeden ehrenamtlich politisch Tätigen, 
der versucht, redlich das zu tun, wofür er 
gewählt wurde! Ich fühle mich persönlich 
verunreinigt!

Die nach und nach an den Tag tretenden 
Schwierigkeiten bei manchen Impfstoffen 
belegen auch, dass es richtig war, auf die 
Einhaltung der europäischen Vorgaben 
zur Zulassung von Arzneimitteln und 
Impfstoffen zu pochen. Dies belegt ins-
besondere den nicht selten beobachteten 
Effekt, dass die geringsten Zweifel an 
der Sicherheit und Wirksamkeit eines 

Europa
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Impfstoffes auch nach der Zulassung 
zu gravierenden Veränderungen in den 
Wahrnehmungen dieser Impfstoffe bei 
der Bevölkerung geführt haben. Das Fest-
halten am Weg der EMA-Zulassung wird 
langfristig mehr Vertrauen erzeugen, als 
das Infragestellen dieser Zulassung. 

Dies betrifft insbesondere auch die 
Verimpfung russischer oder chinesi-
scher Vakzine, für die mindestens über 
lange Strecken keinerlei Bemühung be-
obachtet wurde, Datenbasis über den 
Verlauf des ersten, zweiten und drit-
ten Stadiums der vorgeschriebenen 
Versuche vorzulegen. Ich beobachte 
deshalb mit Sorge, dass aktuell 
(Stand 19.03.2021) mehrere Minister-
präsidenten von der Notwendigkeit 
einer EMA-Zulassung für chinesische 
und russische Impfstoffe abrücken und 
dem meines Erachtens risikoreichen 
Sonderweg einiger Mitgliedsländer 
folgen.

Ich halte auch den Weg für äußerst ris-
kant, Impfstoffe in einer Ein-Impf-Stra-
tegie zu verimpfen, deren Zulassung 
ausdrücklich eine doppelte Impfung als 
erforderlich ansieht. Die jetzt wöchent-
lich steigende Zahl von zur Verfügung 
stehenden Impfdosen wird uns – trotz 
immer wieder auftretender Rückschläge 
– noch im Sommer für jeden offenkundig 

machen: Die Europäische Union hat ge-
nügend Dosen bestellt und die Zahl von 
über 2 Mrd. Dosen wird uns nicht nur 
instand setzen, jedem Impfwilligen ein 
Impfangebot zu machen, sondern auch 
Ländern, die sich mit der Bezahlung von 
wirksamen Impfstoffen schwertun, zu 
helfen. 

Die wirklichen Fehler, die auch das Ver-
trauen in der Bevölkerung untergraben, 
liegen meines Erachtens in einem 
mangelhaften Kommunikations- und Er-
wartungsmanagement. Wenn Lösungen 
in Sicht sind, dürfen wir nicht so tun, als 
ob Lösungen bereits da sind und müs-
sen immer vermitteln, dass bei aller er-
warteten Schnelligkeit, mit der wir Impf-
stoffe entwickelt haben, Geduld weiter 
angezeigt ist. Und solides Erwartungs-
management muss für jeden, der von 
„November-“ oder „Aprilhilfen“ spricht, 
bedeuten, dass von Hilfen für den No-
vember oder für April die Rede ist, dies 
aber nicht schon zwangsläufig schon 
Hilfen im November oder im April sein 
können. 

Damit sich die Verwerfungen der Pan-
demie nicht langfristig nachteilig auf 
unsere Wirtschaft auswirken, haben wir 
auf europäischer Ebene vielfältige Maß-
nahmen beschlossen – weitere müssen 
folgen. Die EU-Mitgliedstaaten konnten 

sich im Dezember letzten Jahres auf das 
größte Konjunkturpaket einigen, das je 
aus dem EU-Haushalt finanziert wurde. 
Insgesamt stehen für die Regeneration 
der europäischen Wirtschaft 1,8 Billio-
nen Euro bereit. Im Rahmen dieses Auf-
baupakets liegt der Schwerpunkt vor 
allem auf Investitionen in Forschung und 
Innovation, die im Programm „Horizont 
Europa“ vorgesehen sind. Hinzu kommt 
das Programm „rescEU“ sowie das neue 
Gesundheitsprogram „EU4Health“, mit 
denen insbesondere der Vorsorge und 
der Krisenfestigkeit Rechnung getragen 
werden sollen. Mit der Maßnahme unter 
dem Titel „Digitales Europa“ wird künftig 
stärker in den Ausbau von Digitalisierung 
investiert sowie ein gerechter Übergang 
vor dem Hintergrund einer fairen Klima-
wende gewährleistet. 
Um das Überleben der europäischen Wirt-
schaft sicherzustellen und die unmittel-
baren coronabedingten ökonomischen 
Schäden abzufedern, wurden mit dem 
befristeten Aufbauinstrument „NextGe-
nerationEU“ über 750 Milliarden Euro 
mobilisiert. Zudem hat die Europäische 
Zentralbank massiv Geld in den Wirt-
schaftskreislauf gepumpt, mit dem die 
Währungsunion in dieser beispiellosen 
Situation unterstützt werden kann bis die 
Krise überwunden ist. 

Ich weiß aber, dass viele diese „europäi-
sche Bazooka“ mit Sorge betrachten, und 
ich habe immer zu jenen gehört, für die 
Solidarität und Solidität, Haftung und Ver-
antwortung zusammengehören. Ich habe 
aber bereits vor ziemlich genau einem Jahr 
die Position vertreten, dass angesichts 
dieser größten Pandemie seit Menschen-
gedenken kein Land mit den Händen tief 
in den Hosentaschen zusehen darf, wie 
auf dem ganzen Kontinent um die öko-
nomische Zukunft gerungen wird. Sicher 
darf diese einzigartige Hilfe kein „frisches 
Geld für alte Probleme“ bedeuten – sie ist 
aber durchaus im eigenen Interesse wich-
tig und richtig: Die rasche Erholung unse-
rer Wirtschaft wird Makulatur sein, wenn 
„unsere“ Kundschaft auf dem restlichen 
Kontinent die Pandemie nicht überlebt. 

Wie stark Unternehmen nicht nur in 
Deutschland von der Pandemie betroffen 
sind, hängt natürlich von dem jeweiligen 
Wirtschaftszweig ab und davon, wie fle-
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xibel ein Betrieb auf Unterbrechungen der Lieferkette reagieren 
kann, indem es seine Produktion bedarfssynchron ausrichtet 
oder bereits über ausreichende Lagerbestände verfügt. Gera-
de kleine und mittelständische Unternehmen wurden durch die 
zur Eindämmung der Pandemie notwendigen betrieblichen Ein-
schränkungen vor große Herausforderungen gestellt. Um den 
Geschäftsbetrieb aufrecht zu erhalten, können die auf europäi-
scher Ebene bereitgestellten Mittel dazu genutzt werden, die 
Liquidität unmittelbar abzusichern und den Geschäftsbetrieb 
aufrechtzuerhalten. Der Europäische Investitionsfonds hat in die-
sem Zusammenhang ein auf kleine und mittlere Unternehmen 
spezialisiertes Hilfspaket vorgesehen, mit dem Banken spezielle 
Liquiditätslinien gewährt werden, sodass zusätzliche Betriebs-
mittel in Höhe von 10 Milliarden Euro mobilisiert werden können. 

Die CDU/CSU-Gruppe im Europäischen Parlament setzt sich be-
reits seit Jahren nachhaltig für die Belange des europäischen und 
deutschen Mittelstands ein. Diese Betriebe, die mehr als 99 % der 
europäischen Unternehmen ausmachen, leisten einen wesent-
lichen Beitrag für das Funktionieren des Binnenmarkts und sind 
nicht nur Wachstumsmotor für die deutsche Wirtschaft, sondern 
auch das Rückgrat für den Wohlstand in ganz Europa. Die in der 
Vergangenheit von der EU zur Verfügung gestellten Mittel müs-
sen vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie daher dringend 
noch weiter aufgestockt werden. 

Um die strukturellen Herausforderungen abzufedern, die die Pan-
demie speziell für kleine und mittelständische Unternehmen mit 
sich gebracht hat, setzt sich die CDU/CSU-Gruppe insbesondere 
für einen erleichterten Zugang zu Krediten sowie eine Verein-
fachung bürokratischer Verfahren ein. Die von der EU-Kommis-
sion noch vor der Pandemie beschlossene „KMU-Strategie für ein 
nachhaltiges und digitales Europa“ muss noch im ersten Halbjahr 
2021 nachgebessert werden. Um künftig flexibler und wirksamer 
auf die Bedürfnisse der mittelständischen Unternehmen einzu-
gehen, fordern wir die Kommission auf, eine separate Definition 
für mittelgroße Unternehmen zu prüfen, sodass auch Betriebe 
mit mehr als 249 Mitarbeitern mitberücksichtigt werden können. 
Zu guter Letzt muss der von der EU angestrebte Strukturwandel 
hin zu einer nachhaltigeren Wirtschaft im Rahmen des „Green 
Deal“ auch für kleine und mittelständische Unternehmen vorteil-
haft sein. 

Für mich steht fest: Um das Wachstumspotenzial unseres 
Binnenmarkts auch nach Bewältigung der Pandemie zu fördern 
und insbesondere die Wettbewerbsfähigkeit des Kontinents im 
Binnenmarkt und in den Handelsbeziehungen zu Drittstaaten 
wiederherzustellen, sind verstärkte Investitionen in den Mittel-
stand als Grundpfeiler der europäischen Wirtschaft unabdingbar. 
Ich bin mir der Verantwortung dafür bewusst und bemühe mich 
nachhaltig darum, dass die Anliegen der MIT Baden-Württem-
berg auch auf europäischer Ebene Gehör finden. 

Bei aller berechtigter Kritik an Versäumnissen, Fehlern, Pannen 
und unvorhergesehenen Rückschlägen glaube ich, dass sich unser 
Kontinent mit den Erfolgen in der Krisenbewältigung nicht zu 
verstecken braucht: Es ist unser Kontinent, der mit den Ansätzen 

einer freien Wissenschaft und einer starken, innovativen Wirt-
schaft in nie gekannter Geschwindigkeit mehrere wirksame Impf-
stoffe entwickelt hat. Und wer möchte bei allen Schwierigkeiten 
in der Bekämpfung der Folgen unser freiheitliches Gesellschafts-
modell gegen ein anderes eintauschen?

Damit die umfangreichen finanziellen Maßnahmen zur Unter-
stützung unseres Mittelstands auch langfristig zur Erholung 
der Wirtschaft beitragen, müssen wir gleichzeitig unsere An-
strengungen in der Bekämpfung der Pandemie erhöhen und 
die Auslieferungen der Vakzine und Impfungen noch weiter 
beschleunigen. Die Pandemie ist bei Weitem noch nicht über-
wunden, aber die bereits zugelassenen Impfstoffe und die in Zu-
kunft verfügbaren Vakzine geben uns Hoffnung, bald wieder jene 
Normalität zurückzugewinnen, an die wir uns vor der Pandemie 
so sehr gewöhnt hatten. 

Mit Blick auf die im Februar veröffentlichten Wirtschafts-
prognosen der Kommission, die für Winter 2021 ein Wachstum 
der EU-Wirtschaft von 3,7 % und für 2022 ein Wachstum von 
3,9 % vorhersagen, bin ich zuversichtlich, dass die gesamtwirt-
schaftliche Produktion in der EU ihr Vorkrisenniveau früher er-
reichen wird, als noch in der Herbstprognose 2020 erwartet. 
 

Rainer Wieland MdEP,

rainer.wieland@ep.europa.eu,

www.mdep.de
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Gesetzesnews

Alle Jahre wieder:  
Die Zielvereinbarung

In vielen Arbeitsverträgen setzt sich der 
Vergütungsanspruch des Arbeitnehmers 
aus einem festen und einem variablen 
Anteil zusammen. Der variable Ver-
gütungsbestandteil, oftmals als Bonus 
bezeichnet, ist dabei häufig vom Er-
reichen bestimmter Ziele abhängig.
Die entsprechende Vereinbarung er-
folgt dabei üblicherweise zweiteilig. Im 
Arbeitsvertrag selbst wird meist eine 
Rahmenregelung getroffen. Darüber hi-
naus wird – in der Regel zu Beginn eines 
jeden Jahres – eine konkrete Zielverein-
barung zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer getroffen.
Die Regelung eines variablen Vergütungs-
bestandteils und die Vereinbarung einer 
jährlich angepassten Zielvereinbarung 
hat viele Vorteile. Der Arbeitnehmer 
ist motiviert, die Ziele zu erreichen, um 
in den Genuss der Bonuszahlungen zu 
kommen. Der Arbeitgeber kann die Ent-
wicklung des Arbeitnehmers, des Ge-
schäftsbereichs und auch die Umsätze 
des gesamten Unternehmens in die Ziel-
vereinbarung einfließen lassen.
Die Verhandlungen über die Zielverein-
barungen sind allerdings in der Regel 
sehr zeitintensiv. Immer wieder kommt 
es erfahrungsgemäß vor, dass in der Hek-
tik des Betriebsalltags versäumt wird, mit 
einzelnen Arbeitnehmern eine konkrete 
Zielvereinbarung für das aktuelle Jahr 
zu vereinbaren, oder oftmals erfolgt dies 
zu spät. Wird es jedoch trotz Rahmen-
regelung im Arbeitsvertrag versäumt, 
mit dem Arbeitnehmer eine Zielverein-
barung zu treffen, oder fehlt es an einer 
eindeutigen und rechtssicheren Verein-
barung, kann dies schwerwiegende Fol-
gen für den Arbeitgeber haben.
Aus diesem Grund sollen die wesent-
lichen Gesichtspunkte wie folgt auf-
gezeigt werden:
In der Rahmenvereinbarung im Arbeits-
vertrag sollten die Grundsätze der Bonus-
regelung getroffen werden. Es handelt 
sich dabei beispielsweise um die maximal 
erreichbare Höhe der Bonuszahlung sowie 
Regelungen, nach denen die jährlichen 

Ziele festgelegt werden. Empfehlenswert 
ist, das Prozedere der Verhandlung über 
die Zielvereinbarung möglichst konkret 
zu regeln. Dem Arbeitgeber kann das 
Recht eingeräumt werden, die Zielvor-
gaben nach billigem Ermessen einseitig 
festzulegen, wenn eine einvernehmliche 
Einigung bis zu einem bestimmten Zeit-
punkt mit dem Arbeitnehmer nicht ge-
troffen werden kann. Diese Vorgabe des 
Arbeitgebers unterliegt dann der Billig-
keitskontrolle nach § 315 Abs. 3 BGB. 
Im Arbeitsvertrag sollte darüber hinaus 
geregelt werden, wie sich eine länge-
re Arbeitsunterbrechung, bspw. durch 
Elternzeit oder eine längere Krankheit, auf 
den Bonusanspruch auswirkt.
In der Zielvereinbarung selbst sind dann 
die zu erreichenden Ziele und die genaue 
Berechnung zu regeln. Meist wird hier 
eine Kombination aus dem Erreichen von 
Unternehmenszielen und persönlichen 
Zielen gewählt. Je konkreter die Ziele 
vereinbart sind, desto besser, da Unklar-
heiten zum einen zu Streit führen können 
und zum anderen immer zu Lasten des 
Arbeitgebers gehen. 
Das Prozedere der Verhandlung über die 
Zielvereinbarung und insbesondere die 
zeitliche Abfolge der einzelnen Schritte 
ist durch den Arbeitgeber anhand einer 
festgelegten Organisationsstruktur ein-
zuhalten und zu dokumentieren. 
Zu beachten ist, dass dem Arbeitnehmer 
nach ständiger Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichtes ein Schaden-
ersatzanspruch zustehen kann, wenn 
eine Zielvereinbarung nicht bzw. zu spät 
abgeschlossen wurde oder aber die durch 
den Arbeitgeber einseitig festgelegten 
Ziele nicht erreichbar waren. Die Höhe 
des Schadenersatzanspruchs richtet sich 
dabei grundsätzlich nach dem maxi-
mal zu erzielenden Bonusanspruch des 
Arbeitnehmers.
Ein Schadenersatzanspruch des Arbeit-
nehmers kommt jedoch dann nicht in 
Betracht, wenn im Arbeitsvertrag bspw. 
geregelt wurde, dass die Initiative für 
die Vereinbarung einer Zielvereinbarung 

vom Arbeitnehmer auszugehen hat und 
dies unterblieben ist. Ein Schadenersatz-
anspruch ist auch dann ausgeschlossen, 
wenn der Arbeitnehmer das Nicht-Zu-
standekommen der Zielvereinbarung zu 
vertreten hat. Dies ist dann der Fall, wenn 
der Arbeitgeber realistische Ziele vor-
geschlagen hat, welche der Arbeitnehmer 
in der Zielperiode auch hätte erreichen 
können, der Arbeitnehmer diese Ziele 
jedoch nicht akzeptiert hat. Im Streitfall 
hat der Arbeitgeber die Erreichbarkeit 
der vorgeschlagenen Ziele zu beweisen. 
Dies kann bspw. durch einen Vergleich 
mit den Zielen bzw. Zielvereinbarungen 
anderer Arbeitnehmer erfolgen. Bei der 
Frage des Verschuldens kommt auch ein 
beiderseitiges Verschulden und somit 
eine anteilige Haftung des Arbeitgebers 
in Betracht.
Alle Jahre wieder steht der Arbeitgeber 
somit vor der Aufgabe, im oft hekti-
schen Alltagsgeschäft mit einer Vielzahl 
von Arbeitnehmern Zielvereinbarungen 
verhandeln zu müssen. Wenn sich der 
Arbeitgeber jedoch hierzu bei Ab-
schluss des Arbeitsvertrages entschlossen 
hat, muss dieser Weg zur Vermeidung 
wirtschaftlicher Nachteile konsequent 
weitergegangen werden. Dem Arbeit-
geber helfen dabei klare Vorgaben im 
Arbeitsvertrag und eine gut strukturier-
te Vorgehensweise bei Abschluss der 
Zielvereinbarungen.

Alexander Mainka,

dmp@derra-ul.de,

www.derra.eu

RA Alexander Mainka, Fachanwalt für Arbeits-
recht
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Inserentenverzeichnis
 

Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

Textilwerke Todtnau Bernauer GmbH und 
Co. KG		

	 www.bernauer-group.com

Lothar Bix GmbH	
	 www.bix-lackierungen.de

Burger Karl Maschinenbau GmbH + Co.	

F.K.M. Buster, Altöl u. Reststoffentsorgung 
GmbH	

	 www.fkm-buster.de

Dittes Oberflächentechnik GmbH	
	 www.dittes.net

Einkaufsgesellschaft für Küche & Wohnen 
mbH 	

	 www.derkreis.de

ELGO Electronic GmbH&Co.KG	
	 www.elgo.de

ESR-Systemtechnik GmbH	
	 www.esr-systemtechnik.com

ETT Tank Transporte GmbH	
	 www.ett-mannheim.de

Martin Fink KG	
	 www.fink-plexiglas.de

Geltz Umwelttechnologie GmbH	
	 www.geltz.de

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH	
	 www.gmt-gmbh.de

Grünemay & Abt KG
	 www.gruenemay-abt.de

Heim Infrastrukturbau GmbH	
	 www.heim-hus.de

Helios Ventilatoren GmbH + Co KG	
	 www.heliosventilatoren.de

Karl Hipp GmbH	
	 www.karl-hipp.de

Honold & Kirchner GmbH	
	 www.honold-kirchner.de

Hupac GmbH	
	 www.hupac.com

Dr. Lang Group Real Estate GmbH & Co. 
KG	

	 www.dr-lang-group.com

SchwörerHaus KG	
	 www.schwoererhaus.de

Sixt GmbH Werkzeugbau u. Stanzerei	
	 www.sixt-gmbh.de

Trumpf GmbH + Co. KG	
	 www.trumpf.com

Artur Uhl Kies- und Schotterwerk  
GmbH & Co. KG	

	 www.artur-uhl.de

Weber Haus GmbH & Co. KG	
	 www.weberhaus.de

Gebr. Zimmermann GmbH	
	 www.felswerk.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG

Save the Date
Landesmittelstandstag der MIT Baden-Württemberg
26. Juni 2021  ·  Filderhalle, Leinfelden-Echterdingen
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MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

	 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

	 www.mit-heilbronn.de

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

	 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim  

www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

	 www.mitsbk.de

MIT Sigmaringen 

	 www.mit-sigmaringen.de

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Baden-Württemberg  

www.mit-bw.de

MIT Bund  

www.mit-bund.de

Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG



MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG


